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E  r st e r A r t i k e l .

£ ^ e r  un ter dem ö tcn  J u l i  d. I .  von dem K önige von D äne­
mark erlassene offene B r ie f  über die Suceessions-V erhältnisse in  
den H erzogthüm ern Schlesw ig  und Holstein ist bereits w iederholt 
G egenstand der öffentlichen Besprechung gewesen. E s  ist ihm 
aber dasselbe Loos zu T heil gew orden, welches schon seit einer 
R eihe von J a h re n  alle die gedachten H e rz o g tü m er betreffenden 
Angelegenheiten mehr oder weniger getroffen hat. E ine P a rth e i, 
welche m it einer Beharrlichkeit nnd einem Eifer, die einer besseren 
S ach e  w ürdig w ären , unablässig bemüht ist, ans eine T rennung  
der H e rz o g tü m er von der dänischen Gesammtmönarchie hinzu­
wirken und welche den m angelnden Rechtsboden durch um so 
lau te res  Geschrei zu ersetzen und der Unhaltbarkeit ih res Zweckes 
durch eine um so w eiter getriebene Sernpellosigkeit in  der W ah l 
ih rer M itte l zu H ülfe zu kommen sucht, hat sich beeilt, auch des 
angeführten königl. Erlasses sich zu bemächtigen und denselben 
durch Entstellungen, V erdrehungen und Trugschlüsse in  ihrem 
S in n e  ansznbenten. S o w o h l über V eranlassung wie über I n ­
h a lt und B edeutung  des offenen B rie fe s  sind die irrigsten V o r­
stellungen verbreitet w orden , und die alte trau rig e  E rfahrung, 
daß selbst die handgreiflichsten U nw ahrheiten, wenn sie n u r halb- 
weges geschickt vorgetragen  und namentlich m it consequenter B e ­
harrlichkeit w iederholt w erden, bei dem größeren weniger u n te r­
richteten P ub licum  zuletzt E ingang finden, hat hier eine neue 
B estätigung gefunden. E s  dürfte daher wohl an der Z e it sein, 
einige der auffallendsten W ahrheitsw idrigkeiten, wodurch m an 
die öffentliche M einung über den offenen B r ie f  irre  zu leiten 
gesucht h a t, hervorzuheben und zu w iderlegeu, um dadurch bei 
deujeuigen, welche nicht durch P arthe i-Ju te resse  verblendet sind, 
ein richtigeres U rtheil über die in  F rag e  stehende Angelegenheit 
hervorzurufen.
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Man hat zuvörderst fälschlich vorgegeben, daß der offene 
Brief und der demselben vorangegangene Streit durch die dä­
nischen Stände veranlaßt seien. Tie Successions - Verhältnisse 
in den Herzogthümern Schleswig und Holstein sind zuerst in der 
holsteinischen Ständeversammlung im Jahre IM l i  zur Sprache 
gebracht worden, indem dort ein Abgeordneter eine Petition 
dahin beantragte, daß cs Sr. Majestät dem Könige gefallen 
möge, durch unzweifelhafte Feststellung der Thronfolge für beide 
Herzogtümer das Wohl der Untcrthanen und die Staatscinheit 
zu sichern. M it diesem letzteren Ausdrucke bczeichnete der Pro­
ponent die Verbindung der Herzogtümer Schleswig und Holstein, 
welche er als einen selbstständigen Staat Schleswig - Holstein 
darzustcllen suchte.

Uebrigeus ward damals von dem Proponenten ausdrücklich 
bemerkt, daß es den Ständen im höchsten Grade unbeikommend 
sei, über irgend eine eventuelle Succession sich zu äußern. Viele 
Mitglieder der Versammlung erklärten sich hinsichtlich der Wün- 
schenswürdigkeit der beantragten Maßregel (der Feststellung der 
Successions-Berhältnisse in den Herzogtümern durch den Landes­
herr») mit dem Proponenten einverstanden; kein Mitglied sprach 
dagegen, und wenn gleichwohl dem Antrage keine Folge gegeben 
wurde, so ist dies eines Thcils einer gewissen Pietät bcizumeffen, 
welche sich scheute, den Fall des Aussterbens des königl. Manns- 
stammes in einer formellen Eingabe an den Landesherr» zu be­
rühren, ändern Theils der Erklärung des königl. Commissarius, 
daß er die Wünsche der Versammlung zur Kunde des Königs 
bringen werde.

Erst im Jahre 18M  ist dieselbe Angelegenheit in der Noth- 
schilder Ständeversannnlung in Anrege gekommen, von welcher 
nach längeren Verhandlungen der Antrag gestellt wurde, daß der 
König durch eine feierliche Erklärung zur Kunde der Untcrthanen 
bringen möge, daß die dänische Monarchie, nämlich das König­
reich Dänemark, die Herzogtümer Schleswig, Holstein und 
Lauenburg, untheilbar nach den Bestimmungen des Königsgesetzes 
(welches auch die weibliche Descendenz zur Succession beruft) 
vererbe. Wenn man diesen Antrag als eine unmotivirte und 
provocirende Einmischung der dänischen Stände in die Verhält­
nisse der Herzogtümer Schleswig und Holstein darzustcllen



gesucht hat, so hat man nicht bedacht, das; in de» jv eben berührten 
Vorgängen in der holsteinischen Versammlung, wo man die Erb­
folge in den Herzogthinnern für ungewiß und die letzteren unter 
gänzlicher Jgnorirung ihres Verhältnisses zu der Gefammt- 
monarchie für einen selbstständigen Staat erklärt hatte,, für alle 
Staatstheile eine mehr wie genügende Veranlassung gegeben war, 
den fraglichen Gegenstand auch ihrerseits zu besprechen, und daß 
mithin die Provocation, wenn überall dieser Ausdruck gebraucht 
werden soll, lediglich von den holsteinischen Ständen ausgegan- 
gen ist. Wer die desfälligen Verhandlungen der Nothschilder 
Ständeversammlung einer unbefangenen Prüfung unterzieht, wird 
zu der Einsicht gelangen müssen, daß mit ihrem Antrage nichts 
weiter beabsichtigt wurde, als die Erhaltung des Bestehenden, 
die Sicherung der Fortdauer der dänischen Monarchie, wie sie 
bisher bestanden, und daß ihre Verhandlungen (selbstverständlich 
abgesehen von den Ereentrieitäten einzelner Individuen, wie solche 
in jeder größeren Versammlung Vorkommen) durchgehendö das 
Gepräge der Mäßigung und der Versöhnlichkeit tragen. Wenn 
man gesagt und auf alle Weise zu verbreiten gesucht hat, daß 
die Nothschilder Versammlung darauf ausgegangen fei, die Hcr- 
zogthiimer zu danisiren, oder dem Königreiche zu incorpvriren, 
so ist dies eine der vielen im Parthei- Interesse ausgestreuten 
Unwahrheiten, für welche in dem vorliegenden Falle nicht einmal 
die Entschuldigung eines Mißverständnisses in Anspruch genommen 
werden kann, da nicht nur der Proponent und die über seinen 
Antrag berichtende Committee, sondern auch viele einzelne M it­
glieder der Versammlung sich ausdrücklich gegen eine solche An­
nahme verwahrt und die Idee eines Eingriffs in die Selbst­
ständigkeit und die Gerechtsame der Herzogtümer in unzweideu­
tiger Weise von sich gewiesen haben.

Die Ständeversammlung des Herzogthums Holstein, deren 
Zusammenkunft in dieselbe Zeit fiel, als die Nothschilder, legte 
gegen den Antrag der letzteren eine sogenannte Rechtsverwah- 
rung ein. In  der unter diesem Namen an den König gerich­
teten Eingabe trat sie jetzt offen mit den auffallenden Behaup­
tungen hervor, daß die Herzogtümer Schleswig und Holstein 
selbstständige Staaten seien und daß die für dieselben geltende 
Successionsordnung von der des dänischen Königsgesetzes darin



o
abweiche, 'daß sie mit Ausschluß der weiblichen Deöcendenz nur 
den Mannsstamm zur Thronfolge berufe. W ir wollen hier nicht 
weiter hervorheben, wie diese Eingabe, auch abgesehen von der 
Nichtigkeit oder Unrichtigkeit der darin verfochtenen Ansicht, so­
wohl in materieller wie formeller Hinsicht, in hohem Grade 
ungeeignet war und eine über das Maaß der den Ständen zu- 
stehenden Befugnisse weit hinausgehcnde Anmaßung enthielt. 
W ir wollen cs aber der Beurtheilung jedes Unpartheiischen ge­
trost anheimstellen, ob nicht in diesem Schritte der holsteinischen 
Ständeversammlung eine unabweisliche Veranlassung für den 
König lag, den, Seiner festen und wohlbegründeten Ueberzeu- 
gung nach, irrigen Behauptungen entgegcnzutretcn, und welcher 
Werth unter solchen Umständen den vielfach wiederholten Insinua­
tionen beizumessen sei, wonach die Erlassung des offenen Brieses 
lediglich einem von den dänischen Ständen gegebenen Impulse 
zugeschrieben werden soll. Der offene Brief ist bestimmt, das 
Interesse des Königshauses und die wohlverstandenen Interessen 
aller Landestheile zu wahren; er ist bestimmt, sämmtliche Unter- 
thancn des Königs, die deutschen wie die dänischen, über die 
von den holsteinischen Ständen behauptete und schon seit län­
gerer Zeit in Journalen und Flugschriften vielfach besprochene 
eventuelle Zersplitterung der Monarchie zu beruhigen. Denn 
auch in den Herzogthümern ist die Zahl derer nicht gering, 
welche die Aussicht auf eine solche Eventualität mit banger Be- 
sorgniß erfüllen würde, und wir sind überzeugt, daß diese Zahl 
in demselben Maaße zunehmen muß, als man, von augenblick­
licher Verblendung zurückgekommen, anfangen wird, seine wahren 
Interessen mehr und mehr zu erkennen.

So viel von der Veranlassung des offenen Briefes. Daß 
der Inhalt desselben von Seiten derjenigen Parthei, deren staats- 
gefährlichem Treiben er entgegentritt, eben so lebhaften als unge­
rechten Anfeindungen ausgesetzt sein würde, ließ sich vorherselM. 
Daß man aber aus einem königlichen Erlasse, welcher, indem 
er über die Erbfolge in dem Herzogthume Schleswig sich aus- 
spricht, zugleich die ausdrückliche Zusage enthält, die bisher an­
erkannte Selbstständigkeit dieses Herzogthums und dessen gegen­
wärtige Verbindung mit dem Herzogthum Holstein nach wie 
vor aufrecht zu erhalten, — daß man aus einem solchen Erlasse
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Danisirungs- und Jncorporationstendenzen zu deduciren versucht, 
hat unsere Erwartungen allerdings übertroffen, und die Sophistik 
des Partheigeistes hat sich hier in ihrer ganzen Perfidie gezeigt. 
Den hauptsächlichen Vorwand zu dem über Verletzung oder Ge­
fährdung der Deutschen Nationalität erhobenen Geschrei hat der 
in dem offenen Briefe enthaltene Ausdruck: „die Integrität des 
Dänischen Gesammtstaates" liefern müssen. Man giebt diesem 
Ausdruck eine ganz willkührliche und in dem Sprachgebrauch 
keineswegs begründete Deutung; man treibt damit ein ähnliches 
unwürdiges Spiel, wie mit den in diesem Streite häufig ver­
kommenden Worten: „Selbstständigkeit und Staatseinheit", indem 
man, den wirklichen Begriffen fingirte substituirend, von den aus 
diese Weise construirten falschen Prämissen ganz natürlich zu den 
auffallendsten Schlußfolgerungen gelangt; und da nichts leichter 
ist, als. durch solche Gaukeleien die der Verhältnisse weniger 
Kundigen zu täuschen, so hat es unschwer gelingen müssen, die 
öffentliche Meinung irre zu führen. Es ist daher wohl an der < 
Zeit, einen Versuch zu machen, die Begriffe aufzuklären und zu 
läutern, die schlechten Fechterkünste aufzudecken, und so den 
Sachen, wie den Worten, ihre wahre Bedeutung zll vindiciren.

Die Bande, welche die verschiedenen Bestandtheile eines 
Reiches zu einem Ganzen verbinden, sind sehr verschiedener Art; 
die Verbindung ist bald fester, bald loser. Eine vollständige 
Staatseinheit ist nur vorhanden, wenn sämmtliche Theile des 
Staates in jeder Beziehung nach denselben Gesetzen und Normen 
und von denselben Behörden regiert werden. Eine solche Staats­
hoheit absorbirt jede Selbstständigkeit der einzelnen Pestandtheile, 
welche in dem Ganzen völlig anfgehen und im strengsten Sinne 
des Wortes nur Einen Staat bilden, weshalb auch der Begriff des 
Gesammtstaates auf dieses Verhältnis nicht anwendbar ist. 
Wenn ein solcher Staat heterogene Bestandtheile in sich auf- 
nimmt, so assimilirt er sich dieselben in so enger Weise, daß sie 
ihre etwanigcn nationalen und selbst sprachlichen Eigentümlich­
keiten der Einheit des Ganzen zum Opfer bringen müssen. Dies 
ist der wesentliche Begriff der Incorporation, und eine solche 
Incorporation führt allerdings die Unterordnung der einen und 
die Suprematie rer ändern Nationalität, so wie ein abhängiges 
Vcrhältniß und die Gefahr der Denationalisiruug für die unter-
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geordnete, mit Nothwendigkeit mit sich. — Ein Beispiel hierfür 
liefert Frankreich, wo sich die Staatseinheit am stärksten und 
vollständigsten ausgebildet hat; man denke nur an die Deutschen 
des Elsaß und die Catalonier des Roussillon.

Eine solche Staatseinheit nun findet sich nicht in der Ver­
bindung des Königreichs Dänemark und der Herzogthümer; keine 
Suprematie des einen, keine Unterordnung des ändern Theils. 
Ein solches Verhältniß ist aber auch weder von den dänischen 
Ständen noch viel weniger von der Regierung behauptet wor­
den, und ein hierauf gerichtetes Streben namentlich der letzteren 
beizumessen, verräth entweder die gröbste Unkunde oder Mangel 
an Wahrheitsliebe.

Es giebt indessen eine andere Art der Staatseinheit, 
welche weniger absolut, weniger vollständig ist, und welche 
bei einer zwar engen Gemeinschaft der einzelnen Bestandtheile 
doch jedem derselben für seine inneren Angelegenheiten eine ge­
wisse Selbstständigkeit und den verschiedenen in dem Staate vor­
handenen Nationalitäten eine gleiche Berechtigung sichert. Diese 
Art der Staatseinheit ist die gewöhnliche; sie findet sich häufiger, 
wie die vollständige, weil nach dem naturgemäßen Entwickelungs­
gange der Dinge die verschiedenen, zu einem Staate agglome- 
rirten Nationalitäten ihre eigenthümliche Verfassung und innere 
Selbstständigkeit, so weit diese nicht durch die gemeinschaftlichen 
Staatszwecke beschränkt wird, möglichst zu bewahren streben. In  
einem solchen Staate find die einzelnen Bestandtheile einander' 
coordinirt; von einer Suprematie des einen und einer Unter­
ordnung des ändern ist so wenig die Rebe, wie von einer eigent­
lichen Incorporation; die verschiedenen Bestandtheile bilden 
Einen Gefammtstaat, ohne dabei ihre Nationalität und pro­
vinzielle Selbstständigkeit aufzugeben. So ist das Verhältniß 
in der preußischen und österreichischen Monarchie, so auch 
in der dänischen. Die Benennung des Gesammtstaates beruht 
auf historischen Gründen; man spricht von dem österreichischen 
Kaiserstaat, von der preußischen Monarchie, obwohl das eigent­
liche Königreich Preußen und die österreichischen Erblande im 
Verhältnisse zu dem Gesammtumfange dieser Reiche nur den klei­
neren Theil derselben bilden, während das Königreich Dänemark 
mit seinen Dependentien den größeren Theil des dänischen Staates
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ausmacht. Wem ist es wohl je eingefallen, mit den Ausdrucken: 
österreichischer und preußischer Staat den Begriff einer Incor­
poration der übrigen Bestandtheile dieser Monarchien in die­
jenigen, deren Namen sie tragen, den Begriff einer Suprematie 
der letzteren und einer Unterordnung der ersteren zu verbinden? 
Würde man nicht mit gutem Rechte an dem Verstände eines 
Menschen irre werden, der darin eine Kränkung der Nationa­
lität für die Ungarn, oder für die zu der preußischen Monarchie 
gehörigen deutschen Länder erblickte? M it welchem Rechte will 
man denn aber aus dem Ausdrucke: der dänische Gcsammtstaat, 
Incorporation und Unterordnung der Herzogthümer, Suprematie 
des Königreichs Dänemark, Kränkung der deutschen Nationalität 
herleiten?

Die Beantwortung dieser Fragen dem unpartheiischen Leser 
überlassend, bemerken wir nur noch, daß in solchen Staaten mit 
unvollständiger Staatseiuhcit das Maaß der Einheit des Ganzen 
und das der Selbstständigkeit der einzelnen Theile sehr verschieden 
bestimmt sein kann und lediglich nach der bestehenden Verfassung, 
wie solche historisch sich entwickelt hat, zu beurtheilen ist. Ein­
heit und Selbstständigkeit stehen hier natürlich in einem ent­
gegengesetzten Verhältnisse; wo die Einheit größer, ist die Selbst­
ständigkeit geringer, und so umgekehrt. So ist z. B. in Preußen 
die Einheit, in Oesterreich in mancher Beziehung die provinzielle 
Selbstständigkeit überwiegend. In  dem dänischen Staate sind die 
Verhältnisse in der Weise geordnet, daß die Beziehungen zum 
Auslande, das Vertheidigungöwesen, die Armee und Flotte, die 
Flagge und sonstigen staatlichen Symbole, die Finanzen, und 
mithin auch die Staatsschuld, der Staatsrath und die Mehrzahl 
der höchsten Behörden, allen Staatstheilen gemeinsam sind, wäh­
rend die Selbstständigkeit der einzelnen Theile sich in eigcnthiim- 
l ich er Gesetzgebung, getrennter innerer Verwaltung, besonderen 
Ständeversammlungen und cigenthümlichcr Administrativ- und 
Gerichts-Verfassung äußert. Diese bestehende Staatseinheit 
ist cs, welche die Regierung aufrecht zu erhalten und gegen alle 
Angriffe zu schützen berufen und gewilligt ist, so wie sie auf der 
ändern Seite der bestehenden Selbstständigkeit der ein­
zelnen Staatsthcile aus keine Weise zu nahe zit treten beab­
sichtigt.
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Bon tent zu einer wirklichen Staatseinheit verbundenen 

Gesammtstaate ist wesentlich verschieden die lediglich in der 
Gemeinschaft der Negentenfamilie beruhende Verbindung 
zweier unabhängiger Staaten, wie eine solche früher zwischen 
England und Hannover bestand, und wie eine ähnliche noch 
gegenwärtig zwischen Schweden und Norwegen stattfindet. In  
diesem Falle kann von einer Staatseinheit begreiflich keine Rede 
sein, und die Selbstständigkeit der so verbundenen Staaten ist 
eine vollständige staatliche, sehr verschieden von der beschränk­
ten provinziellen Selbstständigkeit der einzelnen Bestandtheile eines 
Gefammtstaates. Daß das bestehende Verhältniß zwischen Däne­
mark und den Herzogthümern auf eine solche Verbindung nicht 
beschränkt ist, und daß die einzelnen Bestandtheile des dänischen 
Staats keineswegs unabhängig neben einander stehende Staaten 
sind, geht schon aus dem über dieses Verhältniß Angeführten 
zur Genüge hervor und bedarf hier nur der Vollständigkeit wegen 
einer Erwähnung. Eine staatliche Selbstständigkeit der 
Herzogthümer würde nicht ohne eine gänzliche Umwälzung aller 
bestehenden Verhältnisse gedacht werden können; eine solche kann 
und wird die Regierung niemals anerkennen.

Die Tactik der separatistischen Parthei in den Herzogthümern 
geht nun dahin, alle diese Begriffe durcheinander zu werfen und 
die Ausdrücke, deren wesentlich verschiedene Bedeutung wir nach- 
zuwcisen gesucht haben, bald in diesem, bald in jenem Sinne 
zu nehmen, je nachdem der eine oder andere ihrem Parthei- 
Jntereffe mehr zusagt. Wenn die Regierung die Selbstständig­
keit der Herzogthümer anerkennt und zu schützen verspricht, so 
bezieht man dies auf eine staatliche Selbstständigkeit, welche gar 
nicht existirt und folglich nicht Gegenstand der Anerkennung sein 
kann. Wenn die Negierung ihre Absicht kund giebt, die Staats­
einheit aufrecht zu erhalten, so substituirt man der bestehenden 
Staatseinheit eine solche, mit welcher keine Selbstständigkeit der 
einzelnen Staatstheile bestehen kann. Spricht die Regierung vort 
einem Gesammtstaate, so giebt man diesem Ausdrucke eine Deu< 
tung, welche dem allgemeinen und vernünftigen Sprachgebrauch 
geradezu widerspricht, tttdent man auch hier den Begriff einer 
absoluten Staatseinheit und einer Incorporation hineinlegt. Auf 
solchem Wege kann man denn freilich wohlfeil dazu kommen, der
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Negierung Widersprüche und Inkonsequenzen, Jncorpora tions- 
ideen und Angriffe auf die Deutsche N ationalitä t aufzubürden.

M an muß übrigens dieser P arthe i die Gerechtigkeit wider­
fahren lassen, daß sie, wenn sie nicht anders ihre Bestrebungen 
aufgeben will, in der traurigen Nothwendigkeit ist, zu solchen 
M itteln  ihre Zuflucht zu nehmen. W ir wenigstens gestehen nicht 
cinzuschcn, auf welche andere Weise man die oft wiederholten 
Angriffe auf die dänische Negierung wegen angeblicher Kränkung 
der deutschen N ationalitä t zu begründen vermöchte. Denn man 
kann auch nicht einen" einzigen Act anführen, wodurch der jetzt 
regierende König der deutschen N ationalitä t in den Herzogthü- 
m crn, sei es auch nur im Entferntesten, zu nahe getreten wäre. 
Dagegen können wir mehrere M aßregeln nennen, wodurch Er 
diese N ationalitä t zu wahren und zu fördern Sich hat ange­
legen sein lassen. E s ist auf S einen  Befehl, daß die Gesetze und 
V erordnungen für Holstein nicht mehr wie früher in deutscher 
und dänischer, sondern allein in deutscher Sprache publicirt, die 
Bestallungen der holsteinischen Beam ten nicht mehr in dänischer, 
sondern in deutscher Sprache ausgefertig t, die holsteinischen 
S o ldaten  nicht mehr in die in Dänemark garnisonirenden R egi­
menter enrollirt werden * ). E s ist auf S einen  Befehl, daß dem 
früher bloß dänischen G epräge der M ünzen für die ganze M o­
narchie die Werthbezeichnung in  deutscher Sprache hinzugefügt 
worden ist. Z u r  Pflege deutscher B ildung hat E r die D otirung 
der ausschließlich deutschen Universität Kiel aus S taa tsm itte ln  
fast verdoppelt und ein zweites deutsches S chu lleh re r-S em inar 
ins Leben gerufen; ja E r bewilligt jährliche Zuschüsse aus der 
Finanzkasse, um der Schuljugend in dem dänisch redenden Theilc 
des Herzogthnms Schleswig die Gelegenheit zu sichern, sich un­
entgeltlich die Kunde der deutschen Sprache zu erwerben. D ies 
sind Thatsachen, die für sich selbst reden und keines weiteren 
Eommentars bedürfen. Und gleichwohl wagt man die Regierung 
dieses Königs a ls der deutschen N ationalitä t feindlich darzustellen! 
W ahrlich, man trau t der. Leichtgläubigkeit des Publikum s viel 
zu , — w ir hoffen, mit Unrecht.

* )  N u r die königl. G arde ist von dieser M aßregel ausgenom m en.



I  in c i t e r  A  r  1 i li c l.

<^Dii dem ersten Artikel haben w ir versucht, die irrigen  V o r ­
stellungen zu berichtigen, welche über die Veranlassung des offe­
nen B rie fe s  vom Uten J u l i  d. I .  und über seine B edeu tung  in  
Ansehung einer angeblich beabsichtigten In c o rp o ra tio n  der H erzog- 
thüm er in D änem ark in U m lauf gesetzt w orden sind. W ir  wen­
den u n s nunm ehr zu dem die Successionsverhältniffe betreffenden 
In h a l t  des königlichen Erlasses.

E s  w ird in  dieser B eziehung nicht überflüssig sein, die 
Bem erkung voranzustellen, daß der offene B r ie f  nicht, wie 
V iele glauben machen w ollen, eine N eueru ng , sondern lediglich 
die Aufrechthaltung des Bestehenden bezweckt. E r enthält keines­
w egs eine A enderung der für d as H e rz o g tu m  Schlesw ig  beste­
henden Erbfolge, sondern vielm ehr eine Anerkennung derselben. 
E r  en thält den Russpruch des Landesherrn über das 
geltende Recht.

A ns dem Bedenken der behufs Untersuchung der S u c c e s -  
sionsverhältnisse in  den H e rz o g tü m e rn  Schlesw ig, Holstein und 
Lauenburg Allerhöchst e rnann t gewesenen Commission ist ein die 
R esu ltate  der über das H erzogthum  S ch lesw ig  angestellten P r ü ­
fung zusammenfassender A uszug zur öffentlichen Kunde gebracht 
worden. E s  kann nicht in unserer Absicht liegen , die h ierin  
enthaltene und dem P ublicum  bereits vorliegende D eduction 
lediglich zu w iederholen; w ir g lauben , daß eine gewissenhafte 
P rü fu n g  derselben hinreicht, um die b isherige , zum großen 
Theile  in  der unvollständigen K enntniß  der in B etrach t kommen­
den Urkunden begründete U ngewißheit zu beseitigen, und den 
nicht gänzlich im P arthcigeist befangenen T heil des P ub licum s 
zu demselben R esultate zu führen , zu welchem die Commission 
gelangt ist, und w ir m aßen u n s nicht a n , m it mehr Glück, a ls  
die letztere, D iejenigen zu unserer Ansicht hinüberznziehen, deren
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O h r  der S t i m m e  der W a h r h e i t  verschlossen ist. D ag eg en  wird 
e s  nicht unzweckmäßig sein,  die von  den G e g n e r n  unserer  A n ­
sicht schon früher vorgebrachten  mtd stets a u f s  N eue  sich wieder­
holenden E in w en d u n g en  einer n äh eren  B eleuch tung  und  W id e r ­
legung  zu unterziehen. E in e  eigentlich polemisirende E rö r te ru n g  
lag  selbstverständlich a ußerha lb  d es  B e re ichs  der der Commission 
gestellten Aufgabe,  un d  gleichwohl dürfte  gerade eine solche B e ­
trach tungsweise  dem g rößeren  P u b l ic u m  gegenüber ,  welches m it  
den  einseitigen D ars te l lungen  einer unermüdlichen P a r t h e i  t a g ­
täglich überschüttet w i r d ,  nicht ganz u n n ö th ig  und wenigstens 
nicht ohne In te re sse  sein.

M a n  h a t  die im J a h r e  1 7 2 1  in  der S t e l l u n g  d e s H e r z o g -  
t ln n n s  S c h le sw ig  vorgegangene  V e rä n d e ru n g  a u f  doppelte  W eise  
zu beseitigen gesucht. W ä h re n d  m an  nämlich hauptsächlich dem 
P a t e n t  vom  22stcn  August  1 7 2 1  und  der d a r a u f  erfolgten H u l ­
d ig u n g  ih re  w ahre  B e d e u tu n g  streitig zu machen sich bemühte, 
stellte m a n  zugleich im  B e w u ß tse in  der Schwäche einer solchen 
A u s le g u n g  die eventuelle B e h a u p tu n g  auf,  daß  jene V o r g ä n g e  a u s  
mehreren  G r ü n d e n  rechtlich nichtig und unwirksam gewesen seien.

W a s  zuvörderst den ersten P u n c t  betrifft,  so m ußte  dabei 
die b i sh e r ig e  unvolls tändige K en n tn iß  des  P a t e n t s ,  in  welchem, 
so wie es v on  Privatschriftstellern mitgetheilt  w u rd e ,  gerade die 
entscheidendsten W o r t e  „ u n d  zu in co rp o r i ren "  ausgelassen w aren ,  
der I n t e r p r e t a t i o n  der separatistischen P a r th e i  in  einiger Weise 
zu statten kommen. A u f  welchem W eg e  eine so auffallende V e r ­
stümmelung des hauptsächlichsten in B e trach t  kommenden D o c u ­
m en ts  ents tanden ist,  verm ögen  w i r  nicht anzugeben;  unzweifel­
haf t  aber ist, daß  d a s  in solcher W eise  wesentlich mangel­
hafte D o cu m en t  den b isherigen E r ö r te ru n g e n  über diesen G eg en ­
stand zum G r u n d e  gelegen hat.  Nachdem jetzt der vollständige 
W o r t l a u t  des P a t e n t s  zur  öffentlichen Kunde  gebracht worden  
ist, w i rd  fü r  d e n ,  der diese Acte in V e rb in d u n g  m it  den sie 
begleitenden historischen Thatsachen einer unbefangenen P r ü f u n g  
un terz ieh t ,  üb e r  die w ahre  B e d e u tu n g  derselben kein Z w eife l  
üb r ig  bleiben können.

K ö n ig  Friedrich I V .  hatte  den herzoglichen A nthe il  von  
S c h le sw ig  wegen w iederholte r  Feindseligkeiten der I n h a b e r  d e s ­
selben schon im J a h r e  1 7 1 5  in Besitz genommen. E r  wünschte
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diesen A n th e il, m it dem seinigen v e re in ig t ,  au f ewige Z eiten  
der K rone  D än em ark  zu sichern, und  beschloß daher die I n c o r ­
p o ra tio n  des ganzen H erzo g th u m s in  D än em ark . Um diesen 
Zweck zu erreichen und die G a r a n t ie n  F rankreichs und E n g lan d s  
d a fü r  zu e rlan g en , brachte er bedeutende O p fe r  in  A nsehung der 
in  D eutschland e ro berten  schwedischen B esitzungen (Schw edisch 
P o m m ern , R ü g e n , W is m a r  un d  die F ü rsten thüm er B re m e n  und 
V e rd e n )  — , O p fe r , welche ohne e in  M o tiv  von so überw iegen­
der B e d eu tu n g  sich nicht erk lären  lassen, un d  deren  G rö ß e  zu 
dem durch eine bloße V e re in ig u n g  des herzoglichen A n th c ils  m it 
dem seinigen erreichten V o rth e ile  in  keinem richtigen V erhältnisse 
gestanden h ä tte .

U n ter diesen Um ständen erließ  er d a s  P a te n t  vom Lüsten 
A ugust 1 7 2 1 .  E s  w ird  d a r in  ausdrücklich gesagt, daß  der K önig  
den herzoglichen A n th e il von S c h le sw ig  a ls  einen ehem aligen 
T h eil des K önigreichs D änem ark , „ a l s  e in  in beschwerlichen 
Zeiten unrechtmässiger W eise von der Crohne D äne­
mark abgerissenes Pertinens"  w ieder in  Besitz zu neh­
m en sich entschlossen h ab e ; es w ird  ausdrücklich B ezu g  genom ­
m en a u s  den F ried en  m it Schw eden  un d  a u f  die G a ra n tie n  
F rankreichs und  E n g la n d s , a ls  wodurch „ fü r  U ns und Unsere 
Königliche Erb-successores a n  der N eg ie ru n g , die ew ige und 
ru h ig e  Besitz -  und  B eherrschung  des gantzen H erzog thum s 
S c h le sw ig , und folglich auch d es h iebcvor gewesenen fürstlichen 
A n th e ils  in  jetzt besagtem  H erzog thum , d a r in  festgesetzet und  ver­
sichert w orden se i;"  cs w ird  h iem it in V e rb in d u n g  gesetzt die 
E ntschließung des K ö n ig s , den letzteren A n the il m it dem seini­
gen zu verein igen  „und zu incorporiren;" es w ird  endlich 
ausdrücklich g esag t, d aß  zu diesem Behufe nicht n u r  von 
säm mtlichen Eingesessenen des gewesenen fürstlichen A n th e ils , 
welche ih re r  dem fürstlichen H au se  geleisteten E ide entbunden 
w erden, sondern auch von  „den gesambten Eingesessenen 
Ständen Unsers Herzogthums Schleswig, als P rä la ­
ten, der Ritterschaft, S tädten , Ambts- und Land­
schafts-Einwohnern und Untcrthanen" die a lle in ige E rb ­
h u ld igung  geleistet w erden  solle. I n  Ü b e re in stim m u n g  m it die­
sem P a te n t  ist von den ehem als fürstlichen un d  gem einschaft­
lichen U n tc rth an en  und nam entlich auch von dem P r ä la te n  und
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der R itterschaft, welche zu jener Zeit die ständische Repräsenta­
tion des Landes bildeten, die Huldigung geleistet worden. I n  
dem deshalb abgelegten Eide nehmen die Schwörenden ausdrück­
lich darauf B ezug, daß der König „kraft des in Frage 
stehenden Patents" den gewesenen fürstlichen Antheil des 
H erzog tu m s Schleswig m it dem seinigcn zu bereinigen und 
„Dero Crohne als ein altes In ju r ia  te m p o r u m  
abgerissenes S tü c k  ans ewig wieder zn in c o r p o r i-  
reu"  für gu t befunden habe; sie schwören den Eid der Treue 
dem Könige Friedrich fV . und „Dero Königlichen Grb- 
S u c c e s s o r c n  in  der Regierung S e c u n d u m  te n o ­
r e m  le g is  reg iae."

S o  ist der wahre Hergang der Sache, und so ward das 
Herzogthuin Schlesw ig, welches, nachdem cs früher ein Theil 
des Königreichs Dänemark und darauf dänisches Lehn gewesen 
war, erst seit 1 6 3 8  eine unabhängige S te llun g  erlangt hatte, 
schon im J a h re  1721  wieder dem Königreich incorporirt.

E s  ist von der ändern S e ite  behauptet worden, daß durch 
das P a te n t Friedrich's IV . keine Incorpora tion  in Dänemark, 
sondern lediglich die Vereinigung des herzoglichen Antheils von 
Schlesw ig m it dem königlichen Antheile ausgesprochen werde. 
Diese Behauptung ist falsch und steht mit den Gesetzen der 
Auslegung im schneidendsten Widerspruch. D aß die W orte des 
P a te n ts  „und zu incorporiren," an und für sich und außer allem 
Zusammenhänge mit dem übrigen In h a lte  des P a ten ts  betrach­
tet, einem Zweifel darüber Raum  geben könnten, ob eine In c o r ­
poration in Dänemark oder eine bloße Vereinigung des herzog­
lichen Antheils mit dem königlichen damit gemeint sei, können 
w ir zugeben, obwohl Niemand verkennen kann, daß in diesem 
Falle nicht nur eine dem richtigen Sprachgebrauche widerstrei­
tende Verbindung des W ortes „ In co rp o ra tio n"  mit der P r ä ­
position „m it," sondern auch eine Tautologie angenommen wer­
den müßte, welches beides in einer öffentlichen Urkunde schwer­
lich vermuthet werden darf. Dagegen vermögen wir nicht ein- 
zusehcn, wie man auch nur den geringsten Zweifel über die 
wahre Bedeutung des fraglichen Ausdruckes hegen kann, wenn 
man den übrigen In h a l t  des P a te n ts  damit zusammenhält. W ir 
heben in dieser Beziehung folgende Momente hervor:



10

1 )  D ie  Bezugnahme auf  das frühere VerhäUm'ß S ch le s ­
w igs a l s  eines T he ils  von D änem ark , welche offenbar gar kei­
nen S i n n  haben w ürd e ,  wenn man die jenseits angenommene 
Bedeutung des W o r te s  incorporiren siatuiren wollte.

2 )  D ie  Bezugnahme auf  die G aran t ien  E nglands und 
Frankreichs, wodurch der ewige Besitz des ganzen Herzogthums 
dem Könige und seinen königlichen Erbsuccessvren verbürg t 
worden. D enn  eines Theils  können unter den königlichen E rb -  
successoren offenbar n u r  die Nachfolger des K ön ig s  auf dem 
dänischen Throne verstanden werden, und anderen Theils  wäre die 
Erstreckung der G a ra n t ie n  auf den Besitz des ganzen Herzogthumö 
unnöthig  und bedeutungslos gewesen, wenn der König mit sei­
nem eigenen Antheile keine V eränderung hätte vornehmen wollen.

5 )  D a s  Verlangen  der Erbhuldigung von S e i t e n  der ge­
summten S tä n d e  und aller Unterthanen des Herzogthums. S o l l t e  
lediglich der herzogliche Antheik mit dem königlichen vereinigt 
werden, so brauchten n u r  die vormals herzoglichen und gemein­
schaftlichen Unterthanen zu huldigen; die Zuziehung sämmtlicher 
E inwohner des Hcrzogthums läßt sich n u r  durch eine fü r die 
staatsrechtliche S te l lu ng  des ganzen H erzogthums beabsichtigte 
V eränderung  erklären.

Hiezu kommt der I n h a l t  des Huld igungseides . V o n  der 
staatsrechtlichen Bedeutung  desselben wollen w ir weiter unten  
sprechen; hier soll er einstweilen nur a l s  H ülfsm itte l  zur richti­
gen In te rp r e ta t io n  des P a te n ts  in Betracht gezogen werden. 
D a ß  er in dieser Eigenschaft von wesentlicher B edeutung  sei, 
w ird  schwerlich J e m a n d  zu leugnen wagen. I n  dem P a te n t  
wird die H uld igung befohlen; durch den kaum vierzehn Tage  
d a ra u f ,  an  dem in dem P a te n t  dazu angesetzten T a g e ,  unter 
ausdrücklicher Bezugnahme auf das  P a te n t  geleisteten E id  wird 
sie vollzogen. P a te n t  und Eid stehen also in der engsten V e r­
bindung mit e inander,  und müssen, falls der S i n n  des  einen 
oder des ändern zweifelhaft sein könnte, sich gegenseitig erklären. 
N u n  erklären in dem Eide die Unterthanen selbst, daß der König 
kraft des Patents den herzoglichen Antheil S c h le sw igs  mit 
dem seinigen vereinigt und seiner Krone als ein altes 
in ju r ia  te m p o r u m  abgerissenes Stück auf ewig 
wieder incorporirt habe; sie schwören Treue dem K önige und



17

seinen  königlichen E r b  successoren in der N eg ie ru n g  secundum 
tenorem legis reglae. W e n n  dieß nicht deutlich ist, 
so wissen w ir  nicht, w a s  sonst a u f  e in  solches P r ä d i c a t  Anspruch 
wachen  könnte. W ä r e  nach dem I n h a l t  d es  P a t e n t s  selbst noch 
e in  Z w e i f e l  möglich, derselbe m ü ß te  schwinden durch die V e r ­
gle ichung dieser U rkunde m i t  dem H u ld ig u n g s e id e .  G le ichw ohl 
h a t  m a n  versucht, auch a n  dem letzteren zu deute ln  u n d  zu 
d rehen .  M a n  h a t  alle möglichen J n te rp re ta t io n s k ü n s te  erschöpft, 
ttnt die I n c o r p o r a t i o n  w eg zu dem on s tr i rcn ,  u n d  a l s  die m ö g ­
lichen nicht mehr au s re ic h te n ,  h a t  m a n  ohne Bedenken  auch zu 
d en  unmöglichen gegriffen. Unsere Nachkommen w erden  kaum 
ih re n  A ugen  t r a u e n ,  w enn  sie einst sehen, b is  zu welchen A r m ­
seligkeiten m an  d esha lb  sich herabgelassen h a t .

S o  ha t  m a n  namentlich die B e h a u p tu n g  aufgestellt ,  d aß  
u n t e r  der  Krone,  welcher in c o r p o r i r t  w u rde ,  der  köuigl.  A n thc i l  
S c h le s w ig s  verstanden w erden  müsse. W e r  aber  nicht aller 
historischen und  staatsrechtlichen Kenntnisse b a a r  ist,  m uß  wissen, 
d a ß  eine Krone S ch le sw ig  oder S c h le s w ig - H o l s t e in  oder w ie 
m a n  sie imm er n enn en  m ag, ein U n d in g  ist, u n d  d aß  eine solche 
Bezeichnung  zu keiner Z e i t  u n d  n i rg e n d s  vorkom m t. Noch m ehr .  
I n  dem H u ld ig u n g se id e  heißt e s ,  d aß  d er  K ö n ig  kraft  seines 
P a t e n t s  den fürstlichen A nthei l  m i t  dem seintgen vere in ig t  u n d  
seiner K ro n e  als ein altes in ju r ia  te m p o r u m  abge­
rissenes Stück w ieder in c o rp o r i r t  habe, u n d  in  dem angezoge­
n en  P a t e n t  ist ausdrücklich gesag t ,  d aß  dieß in  beschwerlichen 
Z e i t e n  unrech tm äß iger  W eise abgerissene P e r t i n e n s  von dev 
Krone Dänemark abgerissen sei. F ü r  jeden, der sehen kann 
u n d  w il l ,  kann h ier  auch nicht d e r  S c h a t t e n  eines  Z w e i f e l s  
ü b r ig  bleiben.

I n  dieselbe K a te g o r ie  fällt  die B e h a u p tu n g ,  d aß  u n te r  der 
l< cx  r e g ia , deren  S u c c e s s io n so rd n u n g  in  dem H u ld ig u n g s e id  
anerkann t  w ird ,  d a s  P r im o g e n i tu r s t a tu t  F r ied r ich 's  III. v o n  ltitiO 
zu verstehen sei. D ieses  P r im o g e n i tu r s t a tu t  ist seinem ganzen  
I n h a l t e  u n d  seinen eigenen W o r t e n  nach lediglich ein fürst­
liches Hausgesetz, „e in  ewig w ä h re n d e s  Gesetz Unserer könig­
lichen Linie Unseres fürstlichen H a u s e s  S c h le s w ig -H o ls te in "  — ; 
es ist von  dem K önige  Friedrich  III.  nicht in  seiner Q u a l i t ä t  
als K önig  v o n  D ä n e m a r k ,  sondern  a l s  H erzog  zu S c h le s w ig

2
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u n d  Holste in  erlassen w o r d e n ,  w esh a lb  es auch nach seiner E r ­
lassung, w ie  fü r  Holste in  v o n  dein K a i s e r ,  so für S c h le sw ig  
v o n  dem K ö n ig e  selbst m i t  der  lehnsherrlichen  B e s te ig u n g  ver­
sehen w o rd e n  ist. E s  w a r  som it  ein herzogliches, kein königliches 
Gesetz; cs  w a r  eben so gut,  a l s  d a s  P r im o g e n i tu r s t a  u t  J o h a n n  
A d o lp h s  v o n  1(>Ö8, eine lex tlucalis, u n d  es konnte a u f  keine 
W eise  a l s  eine lex regia bezeichnet werden ,  b s  ist nurt) nie 
und nirgends so bezeichnet worden, und wir fordern 
jeden, welcher dies behaupten möchte, ans, uns mich 
mir ein einziges öffentliches Docum ent, ja, eitt selbst­
verständlicher Ausnahme der neueren Partheiscriben- 
ten, auch nur einen einzigen Privatschriftsteller nach- 
znweisen, bei welchem der Ausdruck l e x  r e g ia  in 
dieser Bedeutung vorkommt. D a g e g e n  ist cs bekannt, d aß  
m a n  d a s  dänische Königsgesetz von  jeher schlechtweg lex reg ia  
n a n n te ,  u n d  d aß  dieser S p rac h g e b ra u c h  im J a h r e  1721 eben so 
fest stand, wie noch heute. Auch ist derselbe durchaus na tü r l ich ,  
d enn  d a s  KönigSgesetz ist fü r  D ä n e m a rk  d ie  B e g rü n d u n g  des  
u n ab h ä n g ig e n  K ö n ig th u m s ,  d a s  Fundam cnta lgcse tz  der  M on arch ie ,  
u n d  es kann d ahe r  m i t  vollem Recht v orzugsw eise  die lex reg ia  
g e n a n n t  w erden . U n ter  solchen Umständen brauchen w ir  es w o h l  
kaum noch hervorzuheben, wie es in der T h a t  aller ve rnü nft igen  
A u s le g u n g  H o h n  sprechen w ü rd e ,  anzunehm en,  d a ß  durch dieselbe 
A cte ,  in  welcher die geschehene I n c o r p o r a t i o n  S c h le s w ig s  in  
D ä n e m a rk  a n e rk a n n t  w i r d ,  der  E tc  der T r e u e  den  königlichen 
Erbsuccessoren nach einem an deren  Erbfolgegesetze, a l s  dem d ä n i ­
schen, geleistet sein könnte. E s  ist ein t r a u r ig e s  Zeichen der  
G e g e n w a r t ,  daß  m a n  g enö th ig t  ist ,  solche sinnlose A u sg e b u r te n  
e ines S e p a r a t i s m u s  quancl m eine einer ernsthaften W i d e r ­
legung  zu w ü rd ig e n .

Um nachzuweisen, d aß  in  den W o r t e n  des P a t e n t s  u n d  des 
H n ld ig u n g se id e s  keine V e r ä n d e r u n g  der staatsrechtlichen S t e l l u n g  
des  H e rz o g th n m s  S c h le s w ig  l iege ,  h a t  m a n  ferner  an g e fü h r t ,  
d aß  eine W ie d e rv e re in ig u n g  m i t  der  K ro n e  D ä n e m a rk  ja  auch 
durch die bloße E r w e r b u n g  d es  fürstlichen A n th e i l s  e r fo lg t  sei, 
indem dieselbe P e r s o n  m i t  der K ö n ig s w ü r d e  die R e g ie ru n g S -  
g ew al t  über  d a s  ganze  H e rz o g th u m  verbunden  h abe .  H ie r a u f  
a n tw o r te n  w ir ,  d aß  in den z u r  F r a g e  stehenden D o cu m en te n  nicht
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von einer Wiedervereinigung mit der Krone Dänemark, sondern 
von einer Incorporation  in dieselbe die Neve ist, und daß 
überdies nach dem politischen Sprachgebrauche der Ausdruck: die 
Krone Dänemark, nicht bloß die Person des Fürsten, sondern 
Fürst und Land bezeichnet. Es würde gewiß niemals Je­
mandem einsallen, von der zwischen Schweden und Norwegen 
bestehenden Verbindung den Ausdruck zu gebrauchen, daß letzteres 
Land der schwedischen Krone incorporirt sei, ja eS wäre nicht 
einmal richtig zu sagen, daß es mit der Krone Schweden ver­
einigt sei, indem auch dieser letztere Ausdruck auf eine innigere 
Vereinigung der beiten Reiche deuten würde, als diejenige, welche 
lediglich in der Gemeinschaft des Negentenhaufes besteht.

Ein weiterer Einwand ist, daß jedenfalls nur rücksichtlich 
des vormals fürstlichen Antheils die Incorporation ausgesprochen, 
rücksichtlich des königlichen aber eine Veränderung nicht einmal 
versucht sei. Man hat hierfür theils auf den Wortlaut des Pa­
tents, theils auf den Umstand sich berufen, daß nur von den 
vormals fürstlichen und gemeinschaftlichen Unterthanen der Hul- 
digungseid geleistet worden sei.

Was nun zuvorderst die Worte betrifft, so heißt es in dem 
Patent, daß der König den fürstlichen Antheil mit dem sci- 
nigen vereinige und incorporire, und eben so wird es in 
dem Huldigungseid anerkannt, daß der König den fürstlichen 
Antheil mit dem feurigen vereinigt rmd seiner Krone als 
ein altes injuria temporum abgerissenes Stück wieder incor­
porirt habe. Hiernach wurde offenbar das ganze Herzogthum 
incorporirt. Zuerst, und bevor er die Incorporation in Däne­
mark aus spricht, vereinigt der König die beiden Antheile; erst 
dann incorporirt er. Nach der Vereinigung konnte selbstver­
ständlich der eine Theil nicht mehr ohne den ändern incorporirt 
werden, die Annahme des Gegcntheils ist eine logische Unmög­
lichkeit. W ir begreifen, wenn man an der Redaction des Patents 
etwas auszusetzen findet; wir begreifen, wenn man der Ansicht 
ist, dies oder jenes habe besser und genauer so oder so gesagt 
werden können. Wie man aber den Sinn des hier zur Frage 
stehenden Passus in der angegebenen Richtung hat verkennen 
mögen, verstehen wir nicht. Wenn ein Besitzer mehrerer Güter 
mit den Worten testirte: „ich finde mich veranlaßt, mctik Gut A

2 *
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mit meinem Gute B zu bereinigen und dem X zu vermachen", 
so würde sicher kein Gerichtshof Bedenken tragen, beide Güter 
dem X  zuzuerkennen; ja cd würde wohl kaum ein Anwalt 
gefunden werden, der diesen Sinn der Disposition anzufechten 
und die Behauptung, daß nur das Gut A und nicht zugleich 
das Gut B dem X  vermacht worden, gerichtlich geltend zu 
machen übernähme, und wenn ein solcher Anwalt sich fände, so 
würde die öffentliche Meinung ihn einen Rabulisten und Wort­
klauber nennen. Wird die Sache denn aber so ganz anders, 
wenn statt des supponirten Testators ein König spricht, statt 
zweier Güter von zwei Thcilen eines Herzogthums, statt eines 
Vermächtnisses von einer Incorporation die Rede ist ?

Die Anführung, daß nur die vormals fürstlichen und gemein­
schaftlichen ttnterthanen gehuldigt haben, ist ungenau und bedarf 
einer näheren Bestimmung. Daß die Unterthanen des könig­
lichen Antheils nicht einzeln gehuldigt haben, ist wahr, und in 
so weit, aber nur auch in so weit, ist jene Bemerkung richtig. 
Denn der Prälat und die Ritterschaft, von welchen der Huldi­
gungseid geleistet wurde, waren nicht bloß gemeinschaftliche Unter- 
thanen; sie waren zugleich die ständischen Repräsentanten des 
ganzen Herzogthums, und die von ihnen erfolgte eidliche Aner­
kennung der von Friedrich IV. vorgenommenen Verfassungsände­
rung mußte fämmtliche Einwohner des Herzogthums, und folg­
lich auch des königlichen Antheils, verpflichten. Daß man außer­
dem die vormals fürstlichen und gemeinschaftlichen Unterthanen 
einzeln huldigen ließ, erklärt sich aus dem Umstande, daß die in 
Frage stehende Maßregel für diese zugleich einen Dpnastiewech- 
sel enthielt, und somit für sie von unmittelbarerer und eingrei- 
fenderer Bedeutung war, als für die Bewohner des königlichen 
Antheils. Es scheint nach dem Patent die ursprüngliche Absicht 
des Königs gewesen zu sein, auch die Unterthanen des könig­
lichen Antheils einzeln huldigen zu lassen. Warum diese Absicht 
später aufgegeben worden, ist nicht ersichtlich; cd liegt aber die 
Vermuthung nahe, daß der König nach nochmaliger Erwägung 
für seinen eignen Antheil die Huldigung der Landesvertretung 
als zureichend erkannt haben möge, wie sie es denn unlängbar 
auch war. W ir werden übrigens später noch einmal auf diesen 
Pnnct Hurückkommen.
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W ir können uns füglich enthalten, auch noch die allgemei­
nen Gründe, welche gegen die Annahme einer bloß theilweisen 
Incorporation des Hcrzogthnms sprechen, einer ausführlichen 
Erörterung zu unterziehen. Es wurde sonst ein Leichtes sein 
nachzuweisen, wie eine Incorporation des einen Theils ohne den 
anderen ein unbegreiflicher politischer Mißgriff gewesen wäre, 
welchen man bei einem Regenten, wie Friedrich IV . cs war, 
ohne die überwiegendsten Gründe nicht annehmen darf. W ir 
könnten ferner urgiren, wie nach dem veröffentlichten Auszuge 
aus dem Commissionsbcdenken die Absicht des Königs durch die 
der Erlassung des Patents vorhergegangenen Verathnngen außer 
Zweifel gestellt wird, und wie die Opfer, welche er für die Er­
reichung seines Zweckes brachte, auf keine Weise annehmen lassen, 
daß er bloß den fürstlichen Antheil des Herzogthums im Auge 
gehabt habe. W ir glauben aber auf diese Andeutungen um so 
mehr uns beschränken zu dürfen, als für den unpartheiischen 
Leser schon unsere vorstehende, den eigenen Worten der Urkunde 
entnommene und auf historischen Thatsachen beruhende Wider­
legung genügen wird, während Diejenigen, welche solchen Bewei­
sen unzugänglich sind, noch weniger durch die angeführten allge­
meinen Gründe sich überzeugen lassen werden.

Wie man kein Wort unbenutzt gelassen hat, aus welchem 
man, sei cs auf noch so geschraubte Weise, eine den separatisti­
schen Tendenzen günstige Deutung herauszwängen zu können 
glaubte, davon liefert das aus dem Ausdrucke: gewöhnlicher 
Erbhuldigungseid hcrgenommene Argument einen schlagenden 
Beweis.

In  dem Huldigungseide erklären nemlich die Schwörenden, 
daß der König, nachdem er kraft seines Patents den fürstlichen 
Antheil von Schleswig mit dem königlichen vereinigt und seiner 
Krone als ein altes injuria ternporuin abgerissenes Stück auf 
ewig wieder iucorporirt, ihnen aufgegeben habe, den gewöhn­
lichen Erbhuldigungseid abzulegcn. Daß hier das Wort „ge­
wöhnlich" nichts Anderes bedeuten kann, als das unter solchen 
Umständen, wie hier Vorlagen, Uebliche und Gebräuch­
liche, das bei einer solchen Veranlassung Gewöhnliche, bedarf 
für den Unbefangenen kaum einer Bemerkung, und daß es zu 
der Zeit, von welcher wir reden, bei Veränderungen d e r ^ M M .
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und der staatsrechtlichen Stellung eines Landes üblich und gewöhn­
lich war, solche Aenderungcn durch eine darauf geleistete Huldi­
gung von den Unterthanen oder deren Vertretern ausdrücklich 
anerkennen zu lassen, weiß jeder der Geschichte Kundige. Unsere 
Gegner aber wollen in das Wort die Bedeutung Hineiulegen, daß 
nur die bei jedem Wechsel in der Person des Regenten gewöhn­
liche Huldigung gefordert, und daß eben dadurch ausgesprochen 
sein sott, daß keine Aenderung der staatsrechtlichen Stellung des 
Herzogthums beabsichtigt wurde. Eine solche Deutung widerspricht 
der unmittelbar vorhergehenden Erwähnung der Incorporation 
und di'i unmittelbar daraus folgenden Fassung des den könig­
lichen Erbsucccssoren secundum tenorem legis regiae geleiste­
te" Eides in so directer Weise, daß sie dadurch schlechthin aus- 
gcschlossen wird. Wo ein Land einem anderen incorporirt, wo 
ein neues Erbfolgegesetz, welches, wenn es auch von der bisher 
bestehenden Succession nicht abweicht, jo doch dieselbe in einem 
wesentlichen Puncte ergänzt, eingesührt mnt> anerkannt wird, da 
kann von einer gewöhnlichen Erbhuldigung im Sinne der Gegner 
keine Rede sein. Die damals von den Unterthanen geleistete 
Huldigung war, selbst wenn man "sich auf den gegnerischen Stand­
punkt stellt, in diesem Sinne eine durchaus außergewöhnliche, 
indem die vormals fürstlichen Unterthanen einer ganz neuen 
Dynastie, die an die stelle ihres vertriebenen Landessürsten trat, 
und die gemeinschaftlichen einer an die Stelle der bisher ver­
fassungsmäßigen Doppelherrschaft tretenden Alleinherrschaft den 
Eid der breite leisteten. Es kann also unter allen Umständen 
das Wort „gewöhnlich" nicht in der jenseits angenommenen Be­
deutung gebraucht sein, und eö bleibt keine andere übrig, als 
die von uns aufgestellte, welche nicht allein mit den Regeln der 
Auslegung, sondern auch mit dem geschichtlichen Hergange in 
völliger Ucbereinstimmung ist. —

W ir gehen zu einem letzten Einwande über. Man behauptet, 
daß die Incorporation Schleswigs, wenn auch beabsichtigt, ver­
sucht, ausgesprochen, so doch nicht erfolgt sei, und daß dies von 
einer Einführung der dänischen Erbfolge um so mehr gelten 
müsse, als die lex regia in Schleswig nicht publicirt worden 
sei. Auch dieser Einwand ist unbegründet. So wenig wir es 
in Mrcde stellen wollen, daß nicht alle Wirkungen der Jncor-
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p  o r a t i o n  c in g c t r c te n  s i n d ,  eden  so entschieden müssen w i r  be- 
h a n p t e n ,  d a ß  d ie  I n c o r p o r a t i o n  selbst durch  d a s  P a t e n t  u n d  
d ie  d a r a u f  geleis tete H u l d i g u n g  wirklich e r fo lg t  i s t ,  u n d  ih re  
n o t h w e n v i g e  u n d  u n m i t t e l b a r e  F o lg e  w a r ,  d a ß  S c h l e s w i g  f o r t ­
a n  e in e n  u n z e r t re n n l ic h e n  B e s t a n d t h c i l  d e s  dänischen S t a a t s  b i l ­
d e te  u n d  nach dem  f ü r  diesen g e l te n d e n  .Erbfolgegesetze v e r e r b t  
w u r d e .  D e r  offen au sg e sp ro c h e n e  W i l l e  d es  G ese tz g e b e rs ,  zu 
i n c o r p o r i r e n ,  g e n ü g t e ,  u m  a l s  u n a u s b le ib l i c h e  C o n s e q u e n z  d es  
J n c o r p o r a t i o n s p r i n c i p s  d ie  t tn z e r t ren n l ich k e i t  u n d  gem einschaft­
liche V e r e r b u n g  S c h l e s w i g s  u n d  D ä n e m a r k s  nach sich zu ziehen.  
N e b e r d i e s  f a n d  seine W i l l e n s e r k l ä r u n g  nicht  a l le in  keinen W i d e r ­
sp ruch ,  so n d e rn  im  G e g e n th e i l  die  v o l l s tä n d ig e  u n d  ausdrückliche 
A n e r k e n n u n g  d e r  U n t e r t h a n e n ,  v o n  welchen in  dem  v o n  ih n e n  
geleis te ten  H u l d i g u n g s e id e  n eben  d e r  a u f  e w i g  geschehenen I n ­
c o r p o r a t i o n  zugleich d ie  G ü l t i g k e i t  d e s  dän ischen  ErbfolgegesetzcS 
i n  u n z w e id e u t ig e r  W e i s e  a n e r k a n n t  w u r d e .  D a ß  d a m i t  d ie  b i s ­
h e r  g e l t e n d e n  Erbfolgegese tze  d e s  H e r z o g t h u m s ,  d ie  P r i m o g e u i t u r -  
s t a tu t e  d e s  K ö n i g s  F r ie d r ic h  III. v o n  IGoO u n d  d e s  H e r z o g -  
J o h a n n  A d o lp h  v o n  1 6 0 0 ,  stillschweigend a u ß e r  K r a f t  t r a t e n ,  
v e r s teh t  sich v o n  selbst. E in e  P u b l i c a t i o n  dcö K ön igsge se tzes  
w a r  z u r  B e g r ü n d u n g  d e r  E r b f o l g e  desselben k e in esw eg es  e r f o r ­
der l ich .  D i e  d ie  E r b f o l g e  n o r m i r c n d e n  B e s t im m u n g e n  r e g i e r e n ­
d e r  H ä u s e r  sind v o n  jeher  m e h r  a l s  e ine  d ie  fürs t l ichen F a m i ­
l i e n  a n g e h e n d e  A n g e le g e n h e i t ,  d e n n  a l s  L andessache  be t rach te t  
w o r d e n ,  u n d  d iesem G e s ic h t sp u n c te  ist es  z u zu s ch re ib en ,  d a ß  
solche B e s t im m u n g e n  häu f ig  u n d ,  m a n  k a n n  s a g e n ,  r e g e lm ä ß ig  
n ich t  in  gew ö h n l ich e r  W e i s e  p u b l i c i r t  w o r d e n  sind. S o  sind 
n a m e n t l ic h  d ie  b e id en  a n g e f ü h r te n  P r i m o g e n i t u r s t a t u t e  n ich t  p u b ­
l i c i r t  w o r d e n ,  u n d  a l s  die  S t ä n d e  d e r  H e r z o g t ü m e r  im  J a h r e  
1 6 1 0  a n  d ie  S t e l l e  i h r e s  d a m a l s  a u fg e h o b e n e n  W a h l r e c h t s  d a s  
R e c h t  d e r  E r s t g e b u r t  zu  setzen w ü n s c h te n ,  w a r d  ih n en  v o n  den  
E v m m is s a r ie n  dcö K ö n i g s  C h r i s t i a n  I V .  e n tg e g n e t ,  d a s  R ech t  
d e r  E r s tg e b u r t  gehe d ie  U n t e r t h a n e n  nicht  a n ,  so n d e rn  sei S a c h e  
d e r  L  a » d e s  Herr s ch a ft.

E s  ist dem nach  u n r ic h t ig  zu  s a g e n ,  d a ß  die  I n c o r p o r a t i o n  
n icht  e r fo lg t  sei. M a n  kann  s a g e n ,  u n d  w i r  sind die  E rs ten  
cs  z u z u g c b e n ,  d a ß  dieselbe n ich t  i n  alle ih re  C o n s e q u c n z e n  v e r ­
fo lg t  w o r d e n  ist. W i r  h a b e n  b e r e i t s  i n  u n se re m  ersten A r t ike l
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cs ausgesprochen, daß eine vollständige Staatseinheit, wie eine 
consequent verfolgte Incorporation sie begründet, zwischen Däne­
mark und Schleswig nicht besteht, und wir wollen es zur Ver­
meidung von Mißdeutungen hier ausdrücklich wiederholen, daß 
das Herzogthum Schleswig ein, wenn auch seit 1721 unzer­
trennlicher, so doch in vielfacher Beziehung selbstständiger Be- 
standtheil des dänischen Staats ist. Aber der Umstand, daß 
nicht alle möglichen Folgen einer Maßregel eingetreten sind, 
kann die thatsächliche Existenz derselben und ihre Wirksamkeit, 
so weit sie zur Ausführung gekommen ist, auf keine Weise 
afficiren.

W ir glauben in dem Vorstehenden genug gesagt zu haben, 
um die mit der Incorporation des Jahres 1721 erfolgte Ein­
führung der dänischen Erbfolge in Schleswig als Thatsache 
außer Zweifel zu stellen. Dieselbe gegen die hinsichtlich ihrer 
Nechtmäßigkeit erhobenen Einwendungen zu rechtfertigen, 
wird die Aufgabe unseres nächsten Artikels sein.

D r i t t e r  A r t i k e l .

wir zu der näheren Beleuchtung der gegen die Necht- 
mäßigkeit der Vorgänge von 1721 gemachten Ausstellungen 
übergehen, glauben wir einige Bemerkungen voranschicken zu 
müssen, welche die Berechtigung dieser Ausstellungen im Allge­
meinen betreffen. Die einseitige Vchandlungsweise, welche bei 
der Besprechung jener Vorgänge absciten der Presse bisher vor­
herrschend gewesen ist, hat den für die Beurthcilung solcher Fra­
gen allein richtigen und zulässigen Gesichtspunct gänzlich ver­
rückt; wir wollen versuchen, demselben wieder zur Anerkennung 
zu verhelfen.

Die Frage, ob eine vor 126 Jahren'vollzogene Verfassungs­
änderung, welche, ehe man in neuerer Zeit sie in Zweifel zu 
ziehen anst'ng, bereits ein Jahrhundert hindurch unangefochten
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bestanden hatte, in ihrer Entstehung rechtmäßig gewesen sei oder 
nicht, gehört der Geschichte an; sie kann daher, wie jedes andere 
historische Problem, zum Gegenstände wissenschaftlicher Erörte­
rung ge,nacht werden. Ein praktischer Werth aber kann dieser 
Frage nicht eingeräumt werden. Eine seit länger denn einem 
Jahrhundert bestehende Verfassung ist, ganz abgesehen von ihrem 
Ursprung, durch ihren Bestund rechtmäßig, und muß als 
solche von den Unterthanen respectirt werden. Den Letzteren 
das Recht zugestehen, der bestehenden Verfassung, sei es unter 
dem einen oder dem anderen Vorwande, und namentlich unter 
Berufung auf einen angeblich unrechtmäßigen Ursprung dersel­
ben, beliebig die Anerkennung zu versagen, hieße die Willkühr 
zum Gesetz erheben, und vollständige Anarchie an die Stelle der 
Ordnung setzen. Ein solches Princip, welches die Existenz der 
Staaten den Launen des Zufalls und den Leidenschaften der 
Partheien preisgeben wurde, ist niemals und nirgends zu dauern­
der Geltung gelangt. Auch in Frankreich, dem gepriesenen Lande 
der Freiheit, dem Eldorado unserer Liberalen, hat man die 
Nothwendigkcit, der Freiheit der Individuen in dieser Bezie­
hung Schranken zu setzen, nicht verkennen können, und cs ist 
durch ein ausdrückliches Gesetz daselbst untersagt, die Rechtmäßig- 
keit der bestehenden Dynastie und Verfassung in öffentlicher Be­
sprechung in Frage zu stellen. Wenn unsere Regierung der Er­
örterung der vorliegenden Fragen nicht bloß in wissenschaftlicher 
Behandlung, sondern auch in der TagcSpresse bisher eine fast 
unbeschränkte Freiheit gewährt hat, so ist sie dabei ohne Zweifel 
durch das Bewußtseyn ihres guten Rechts geleitet worden, und 
wir beklagen nur, daß diese vielleicht zu weit getriebene Jndul- 
gcnz in so hohem Grade gemißbraucht nnd dazu benutzt worden 
ist, der Discussion eine Ausdehnung und praktische Richtung zu 
geben, welche bei weiterer Entwickelung die Existenz der beste­
henden Verfassung mit ernster Gefahr bedrohen würde.

Eine nicht minder starke Verkennung des richtigen Gesichts­
punkts der Sache ist cs, daß man ctwanige Suceessionsrechte 
der Agnaten des Königshauses als Landesrechte darzu- 
siellen sucht.

Es ist eine wahrhaft bcklagenswcrthe Begriffsverwirrung in 
dieser Beziehung eingetreten, und wir können daher, so klar
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auch die Sache an sich ist, es nicht unuöthig finden, auch hier 
eine Berichtigung der Ansichten zu versuchen.

Das Recht zur Negulirung der Erbfolge in den regierenden 
Häusern ist ein Ausfluß der Souveränität. Der souveraincn 
Landcsherrschaft allein gebührt, wie das Recht der Gesetzgebung 
überhaupt, so insbesondere auch das Recht der Gesetzgebung über 
die Erbfolge. Ein legislativer A rt, welcher die Succession in 
dem Fürstenhause bestimmten Normen unterwirft, begrüntet Rechte 
für die Mitglieder dieses Hauses, nicht aber für das Land oder 
die Unterthanen. Die Erbstatute regierender Häuser sind für die 
fürstlichen Familien gegeben, und beziehen sich auf das Land nur 
in so weit, als die Regierungsgewalt über dasselbe das recht­
mäßige Erbe dieser Familie ist. Ihre Wirksamkeit hört deshalb 
ans, wenn die Familie, für welche sie gegeben sind, erlischt, und 
sie binden auf keine Weise die in der Regierung des Landes 
derselben nachfolgende Regentenfamilie. Auf der anderen Seite ist 
aus demselben Grunde ihre Wirksamkeit nicht ausschließlich auf 
das Land beschränkt, welches das ursprüngliche Erbe der Familie 
war; sie erstreckt sich vielmehr auch auf alle Länder, zu deren 
Regierung dieselbe später berufen werden könnte, selbstverständ­
lich vorausgesetzt, daß die Verfassung dieser Länder den Bestim­
mungen des Familienstatuts nicht widerstreitet, da in dem ent­
gegengesetzten Falle eine entsprechende Modification der letzteren 
erforderlich werden würde. Begründen aber legislative Normen 
über die Erbfolge lediglich Rechte der Mitglieder des Fürsten­
hauses, so können auch, wenn ein späterer Landesherr die da­
durch begründete Surcessionöordnung einer Aendernng zu unter­
ziehen beschließt, dadurch wohl die Rechte von fürstlichen Agnaten 
oder Cognaten, niemals aber Rechte der Unterthanen verletzt 
werden. Ob einer beabsichtigten Modification der bestehenden 
Erbfolge Erbansprüche von Mitgliedern des fürstlichen Hauses 
im Wege stehen, und wie in einem solchen Falle die daraus 
entstehenden Schwierigkeiten zu beseitigen seien, sind Fragen, 
welche die Fürsten unter sich auszumachen haben. Die Unter­
thanen haben hierüber nicht zu entscheiden, und jede Einmischung 
von ihrer Seite ist unbefugt.

Diese Sätze sind unzweifelhaften Rechtens, und es ist von 
jeher und bis in die neueste Zeit in Übereinstimmung damit
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verhal ten  worden .  D ie  P r im og cn i tu rs ta tu te  J o h a n n  A dolphs  
v o n  1G08 und Friedrichs III. von  ltiüö w urden  von den 
F ürs ten  einseitig erlassen; m an  hielt  ga r  nicht für  n ö th ig ,  sie 
zu r  allgemeinen Kunde der Unter thanen  zu bringen ,  und  selbst 
den  Landständen w ard  wenigstens d as  crstere nicht sofort,  son­
dern  erst bei Gelegenheit des nächsten Thronwechsels mitgetheilt.  
D a ß  den S tä n d e n ,  a ls  sie d am a ls  an der Feststellung der S u c -  
cessionsordnung sich zu betheiligen suchten, von S e i t e n  der K ö n ig ­
lichen Commisiarien entgegengehalten w u rd e ,  daß diese Ange­
legenheit die U nter thanen nicht angehe, sondern S ache  der L andes­
herrschaft sei, haben w ir  bereits in dem vorigen Artikel erwähnt.  
A u f  gleiche W eise  sind noch in diesem J a h r h u n d e r t  in deutschen 
L än d e rn ,  wie namentlich im G roßherzog thum  B a d e n  —  durch 
eine D e c la ra t io n  vom 4w tt  O c tober  1817 —  und im Königreich 
B a i c r n  —  durch die octroHirte Verfassungsurkunde vom 2Gsten 
M a i  1818  —  Aenderungen der bestehenden Erbfolge von  den 
Fürsten  einseitig und  ohne Zuziehung der Landesvertre ter v o r -  
genommen worden .

Dieses vorausgeschickt, wenden w ir  u n s  nunmehr zur W id e r ­
legung der  einzelnen G rü n d e ,  a u s  welchen m an  die im J a h r e  1721 
geschehene E in füh rung  der Dänischen Erbfolge in dem H erzog- 
thume S ch le sw ig  a ls  rechtlich nichtig und  unwirksam darzustellen 
gesucht hat .  E s  sind dieser G rü n d e  v ie r ,  w ovon  der erste a u s  
der sogenannten Constitutio W a l t l e m a r i a n a  und  der zweite a u s  
einer behaupteten Untrennbarkcit S c h le sw ig s  von  Holstein her- 
genommen ist, w ährend die beiden letzten auf der angeblich m an­
gelnden E inw il l igung  der Landftände und  der fuccessionsbcrech- 
t ig ten A gna ten  beruhen. P r ü f e n  w ir  diese G rü n d e  tat Einzelnen.

1) Die C on stitu tio  W a ld cm a rla n a .
A ls  m i t  Adolph VIII., Herzog zu S chlesw ig  und  G ra fen  

zu Holstein, der M annss tam m  der Schauenburg-Nendöburgisehen 
Linie auszufterben d roh te ,  w a r  zu dem Herzvgthum Schlesw ig  
a ls  Weibcrlehcn der älteste Schwestersohn A do lp h s ,  der G r a f  
Christian von O ld en b u rg  —  nachmals Christian I. —  der nächst­
berechtigte Erbe, w ährend  die Grafschaft Holstein a ls  M annlehcn  
dem Rechte nach den Schauenburgischen A gna ten  der P in n e -  
bergischen Linie gebührte. M i t  Rücksicht hierauf, wurde dem
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G r a f e n  C h r is t i a n ,  ehe er die Aufsicht h a t t e ,  ans  den Dänischen  
K ö n ig s th r o n  zu gelangen , v o n  den Schleswigschen  S t ä n d e n  ohne 
W id e r re d e  die E v e n tu a lh u ld ig u n g  geleistet, wogegen  in  Holstein,  
w o  A d o lp h  ebenfalls seinem Neffen die Succession  zu sichern 
wünschte, n u r  ein T hc il  der  S t ä n d e  zu einer gleichen H u ld ig u n g  
zu bewegen w a r .  A l s  sich durch V e rm i t te lu n g  A d o lp h s  dem 
G r a f e n  C h r is t ian  spä ter  die Aussicht eröffuete, zum K ö n ig e  v o n  
D ä n e m a rk  g ew äh lt  zu w erd en ,  leistete er fü r  diesen Fall  a u f  d a s  
H erz o g th u m  S c h le s w ig  u n d  die G rafschaft  Holstein  Verzicht, 
wobei  er zu m ehrerer  B e k rä f t ig u n g  a u f  den W unsch  seines O h e i m s  
eine, dem K ö n ig e  W a l d e m a r  III. v o n  D ä n e m a rk  zugeschricbene, 
sogenannte  C o n s t i tu t io n  bestä t ig te ,  welche b esag t ,  daß  d a s  H e r -  
zogthum  S c h le s w ig  m i t  der  K ro n e  D ä n e m a rk  nicht so v e re in ig t  
w erden  solle, d aß  ein H e r r  ü b e r  beide sei —  „item Ducatus  
Suder Jutiae regno et coronae D acie  non unietur nec  
annectetur, ita quod unus sit dominus utriusque“ . O b  
eine solche C o n s t i tu t io n  W a l d e m a r s  Hl., welche a l s  U rkunde 
nicht v o rh a n d e n  ist, wirklich cxistirt habe, oder nicht, so w ie  ob 
C h r is t ian  I-, v o n  welchem cs a l le rd in g s  au sgem ach t  ist, d a ß  ei­
fern Late in  vers tand ,  die B e d e u tu n g  der  v o n  ihm bestätigten  
W o r t e  gekannt habe, oder d a r ü b e r  getäuscht w o rd e n  sei, können 
w i r  füglich a u f  sich beruhen  lassen. G e w iß  ab e r  ist,  d aß  C h r i ­
stian I., nachdem er K ö n ig  v o n  D ä n e m a rk  gew ord en  w a r ,  seines 
Verz ichts  und  seiner B e s tä t ig u n g  der constitutio Waldemariana  
ungeachte t ,  bei dem zw ö lf  J a h r e  später  e rfo lg ten  T o d e  seines 
O h e im s  A d olp h  zugleich zum H erzoge zu S c h le s w ig  u n d  G r a f e n  
zu Holste in  e rw ä h l t  w u r d e ,  w o m i t  denn  die S a t z u n g ,  d aß  
S c h le s w ig  u n d  D ä n e m a rk  nicht denselben H e r r n  haben sollten, 
v o n  selbst ihre G ü l t ig k e i t  v e r lo r ,  u n d  d a s  d a r in  liegende L a n d e s ­
recht, w en n  m a n  ein solches d a r in  erkennen w i l l ,  von dein 
Lande selbst aufgegeben wurde. G e w iß  ist, d a ß  diese 
V e rb in d u n g  S c h le s w ig s  m it  D ä n e m a rk  bald  fü r  d a s  ganze H e r ­
z o g th u m ,  bald  w en igstens  fü r  die eine H ä l f t e  desselben, im 
Jahre 1 7 S 1  schon über drittehalb Jahrhunderte unan­
gefochten bestanden hatte. ~ E s  kann  d ah e r  n u r  a l s  der  
C u lm in a t i o n s p u n c t  des  A su rden  erscheinen, w en n  m a n  die längst 
zu  G r a b e  getragene  Constitutio Waldemariana fü r  d a s  
J a h r  1721  a u f  e in m a l  w ied er  v o n  den  T v d te n  erwecken wil l .
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S) Die behauptete Unzertrennlichkeit Schleswigs 
von Holstein.

A l s  K ö n ig  C h r is t ian  f .  zu r  N e g ie ru n g  tu  den H erz o g th ü m e rn  
g e la n g te ,  versprach er den  S t ä n d e n ,  d aß  diese Lande  ewig u n g e -  
th e i l t  zusammen bleiben sollten, —  „ d a t  se b liven cwtch tosamcnde 
u n g c d e l t . "  W e n n  m a n  h ie r a u s  zu  fo lgern  sucht, d aß  C h r i s t i a n ! ,  
d a s  H erz o g th u m  S c h le s w ig  u n d  die G rafschaft  (nachm al iges  
H e r z o g th u m )  Holstein  zu einer  unzertrennlichen  S t a a t s e i n h e i t  
c o n s t i tu i r t  habe, so verkennt m a n  gänzlich den historischen G r u n d  
u n d  die B e d e u tu n g  der  König lichen  Z u s a g e .

E s  ist bekannt,  d aß  zu jen er  Z e i t ,  welche den neueren  B e ­
grif f  des S t a a t s  noch nicht kannte, u n d  d a s  L an d  a l s  D o m a in e  
d e s  F ü rs te n  betrach te te ,  die B e f u g n iß  der  S ö h n e  u n d  sonstigen 
E r b e n  e ines vers torbenen  L a n d e s h e r r« ,  d a s  Land  desselben gleich­
w ie  ein P r i v a t g u t  u n t e r  sich zu thcilen, ziemlich allgemein an ge­
n o m m e n  w a r d .  D a ß  solche T h e i lu n g e n  dem W o h l  des  L an d e s  
tu t  hohen G r a d e  nachtheil ig  u n d  den U n te r than en  lästig sein 
m u ß te n ,  versteht sich v o n  selbst. D i e  H ols te iner  ha t ten  h ie rü b e r  
b e re i t s  eigene E r f a h r u n g e n  gem acht;  sie h a t ten  die unseligen 
F o lg e n  der  Zerstückelung des  L a n d e s  durch V ielherrschaft  zu r  
G e n ü g e  kennen g e le rn t ,  u n d  es w a r  d aher  ein sehr n a tü r l ich e r  
W u n sch  v o n  S e i t e n  der  L ands tände  dieser erst seit K urzem  unter-  
E in e m  Herrscher v ere in ig ten  Lande, eine Garantie gegen die 
Landestheilungen zu e r lan gen .  E in e  solche G a r a n t i e  ihn en  
zu  geben, w a r  d er  Zweck der  fraglichen Z u s a g e ;  der  K ö n ig  begab 
sich dadurch f ü r  sich u n d  seine Nachkomm en d es  in  d a m a l ig e r  
Z e i t  a n  sich kaum bezweifelten Rechtes  der  E rb e n  des L a n d e s -  
fürs tcn  a u f  T h c i lu n g  des  v o n  selbigem hinterlassenen L a n d es .  
W e r  m i t  der Geschichte der  H e rz o g th ü m e r  n u r  i rgendw ie  v e r t r a u t  
ist, kann  h ie rüb e r  nicht zweife lhaft  sein.

D iese Z u s a g e  (heilte d a s  Schicksal der C o n s t i t u t i o  W a l d e -  
m a r i a n a .  K a u m  d re i  D ccenn ien  w a r e n  seit ih re r  E r th e i lu n g  
verflossen, a l s  schon zwischen den bciven S ö h n e n  C h r is t ia n 's  1. 
die L an de  getheilt  w u r d e n ;  der  G ru n d sa tz  der  Untheilbarkcit  w a rd  
d a m i t  verlassen u n d  durch die beiden Brüdern erthcilte 
Huldigung von dem Lande selbst ausgegeben. Mit 
dem F a l l  C h r is t i a n 's  II. w u rd e n  d ie  beiden T he ile  a u f  kurze Z e i t  
w ieder  verein ig t,  u n d  bei dem T o d e  F r ie d r ic h 's  I. bo t  sich eine
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neue V eran lassun g  d a r ,  der  zugesagten  U n thei lbarkeit  ih re  G e l ­
tu n g  zu v in d ie i ren .  A lle in  eine ab e rm a lig e  T h e i lu n g  erfolgte, 
u n d  die S ö h n e  F r ied r ich 'S  I., K ö n ig  C h r is t ian  Hl.,  H erzog  
J o h a n n  der A elterc  u n d  H erz og  A d o lp h ,  w u rd e n  alle d re i  von 
den Ständen selbst zu  reg ie rend en  L a n d e s h e r rn  e rw ä h l t .  D i e  
h ie r a u s  en tstandenen  d re i  T h c ile  w u rd en  z w a r  bald  w ieder zn 
zweien, aber  d ie  S o n d e r u n g  S c h le s w ig s  u n d  H o ls te ins  in  zwei 
T hc ile  h a t  fo r tb es tan d e n ,  f ü r  S c h le s w ig  b is  zum J a h r e  1721, 
f ü r  Holste in  ein h a lbes  J a h r h u n d e r t  l ä n g e r .

Und diese Z u s a g e  der  U n the ilba rke it ,  welche, v o r  fast v ie r  
J a h r h u n d e r t e n  g egeb en ,  schon bei der  ersten G e le g e n h e i t ,  bei 
welcher sic ih re  W irk u n g  h ä t te  ä u ß e rn  k ö n n en ,  weder v o n  den  
Fürs ten  noch v o n  den S t ä n d e n  berücksichtigt w u rde ,  u n d  welche 
auch später  so wenig  zu r  A u s f ü h r u n g  gekommen ist,  d a ß  v ie l­
mehr ein ihr  geradezu entgegengesetzter Z u s ta n d  durch gem ein ­
same M i tw irk u n g  v o n  F ürs ten  u n d  S t ä n d e n  hcrbcigesühr t  u n d  
durch d re ih u n d e r t jä h r ig e  D a u e r  geheiligt w u rd e ,  —  diese Z u s a g e  
ist c s ,  a u s  d e r  m a n  ein noch h eu tzu tage  gel tendes Grundgesetz  
machen w i l l ,  um  die S t a a t s e i n h e i t  u n d  Unzertrennlichkeit  e ines  
f ing ir tcn  S t a a t s  S c h le s w ig -H o ls te in  d a r a u f  zu basiren. G r u n d ­
gesetze pflegen aber nicht J a h r h u n d e r t e  la n g  zu schlafen, u m  d a n n  
plötzlich w ieder  zu n eue r  W irksam ke it  zu e rw achen;  e in m a l  en t­
schlafen, erstehen sie nicht w ied e r .

S o  eng auch d a s  B a n d  ist,  welches d ie  H erz o g th i im cr  
S c h le s w ig  u n d  Holste in  verb in de t  u n d  feit J a h r h u n d e r t e n  v e r ­
b un d en  h a t ,  so h a t  sich dasselbe doch n ie m a ls  zu einer vo l ls tän ­
d igen  S t a a t s e i n h e i t  a u s g e b i ld e t ;  die H e r z o g t ü m e r  h aben  zu 
keiner Z e i t  e inen eigenen unzertrennlichen  S t a a t  S c h l e s w i g -  
Holstein  gebildet, u n d  es lag  i n  der N a t u r  der V erhältn isse ,  d aß  
dem  nicht so sein konnte.  H ä t t e  C h r is t ian  I .  durch d ie  a n g e ­
füh r ten  W o r t e  die ewige U n tre n n b a rk e i t  S c h le s w ig s  v o n  H o l ­
stein geloben w o l le n ,  so h ä t te  er e tw a s  versprochen,  w a s  zu 
h a l ten  a u ß e rh a lb  seiner u n d  seiner Nachfo lger  M a c h t  lag .  A b g e ­
sehen d a v o n ,  d aß  er den S t ä n d e n  d a s  W ah l re ch t  e in r ä u m te ,  
u n d  d aß  er selbstverständlich keine G a r a n t i e  d a f ü r  ü b e rn eh m en  
konnte, daß  die holsteinischen u n d  schleswigschen S t ä n d e ,  welche 
zu jener Z e i t  noch völl ig  ge trenn te  Körperschaften  b ild e ten ,  v o n  
denen die eine in  B o r n h ö v e d e ,  die an de re  in  U rnehöved  tag te ,
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sich stets Liber die Wahl feiner Nachfolger vereinigen wurden, 
so war überdies Schleswig dänisches und Holstein deutsches 
Neichslehen. Die Belehnung der von den Ständen erwählten 
Fürsten mußte für Schleswig bei dem Könige von Dänemark, 
für Holstein bei Kaiser und Reich gesucht werden, und es konnte 
sich leicht treffen, daß die Interessen und Ansichten der verschie­
denen Lehnsherren sehr weit aus einander gingen; ja es konnte 
sich ereignen, daß Schleswig von dem Könige von Dänemark, 
oder Holstein von Kaiser und Reich als verwirktes Lehn einge- 
zogeu wurde. Ferner war Schleswig damals Weiberlehen, Hol­
stein Manuleheu, und man ir r t sich, wenn man meint, daß der 
auö dieser Verschiedenheit hervorgehenden Möglichkeit einer Tren­
nung durch das Wahlrecht der Stände genügend vorgebeugt ge­
wesen sei. Das den Ständen zustehende Wahlrecht war kein 
absolutes, sondern auf die Descendenten und, in deren Ermange­
lung, die rechten Erben des Landesherrn beschränkt. Wäre nach 
dem Rathschlusse der Vorsehung der Mannsstamm Christian's k. 
auSgeftorbeu, bevor Schleswig' Mannlehen geworden war, so 
wären die rechten Erben des letzten Fürsten für Schleswig die 
Cognaten, für Holstein dagegen entfernte Collateralagnaten ge­
wesen, in deren Ermangelung das Land an Kaiser und Reich 
heimgefallen wäre.

W ir halten die Fortdauer der bestehenden Verbindung der 
Herzogthümer für höchst wünschenswerth, und wir bedauern auf­
richtig, daß die absurden Folgerungen, welche aus der Zusage 
Christian'S I. von Partheischriststellern gezogen worden sind, uns 
nöthigen, die Sache von ihrem rechtlichen Gesichtspunkte aus zu 
beleuchten. In  der Lebhaftigkeit des Wunsches, die Verbindung 
der Herzogthümer für alle Zeiten gesichert zu sehen, geben wir 
gewiß Niemandem etwas nach. W ir sind aber zugleich auf das 
vollständigste überzeugt, daß auf dem von der sog. schleswig- 
holsteinischen Parthei eingcschlagenen Wege dieser Wunsch nicht 
erreichbar ist, und daß das nngetheilte Zusammenbleiben der 
Herzogthümer durch die Erhaltung ihrer bisherigen Verbindung 
mit Dänemark bedingt ist. Daß die unablässigen Bestrebungen 
der Negierung auf dasselbe Ziel gerichtet sind, ist in dem offenen 
Briefe deutlich ausgesprochen, und wenn eine Gewißheit in dieser 
Beziehung riivfsichtlich einzelner Theile Holsteins zur Zeit noch
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nicht hat gegeben werden können, so kann Jeder bei einiger 
Ucberlegung sich selbst sagen, daß dies in Umständen begründet 
sein muß, welche von dem Willen der Negierung unabhängig 
sind. W ir haben Grund anzunehmen, daß die Schwierigkeiten, 
die sich ihr dabei entgegenstellen könnten, einer endlichen gün­
stigen Lösung unaufhältlich entgegengchen, und daß die so wün- 
schenöwerthe Fortdauer und Unauflöslichkeit der gegenwärtigen 
Verbindung vielleicht sehr bald schon für alle Theile des Ge- 
sammtstaats gegen jede Eventualität sicher gestellt sein werde. 
Vertrauen wir der Weisheit unseres Landcshcrrn, daß es ihm 
gelingen werde, dieses Resultat zu erreichen.

3 )  Die Einwilligung der Stände.
W ir haben bereits angeführt, daß die Gültigkeit gesetzge­

berischer Bestimmungen über die fürstliche Erbfolge von ständi­
scher Einwilligung unabhängig war und ist, und die Vorgänge 
von 1721 bedurften daher, so weit sie die Erbfolge betrafen, 
einer solchen Einwilligung kcinesweges. W ir haben aber nicht 
minder bereits nachgewiesen, daß die schleswigschen Stände durch 
die von ihnen geleistete Huldigung in die Einführung der däni­
schen Erbfolge in Schleswig ausdrücklich cingeirilligt haben.

Es ist, wie wir glauben, noch nicht bestritten worden, daß 
seit dem im Jahre 1712 abgehaltenen Landtage Prälaten und 
Ritterschaft die alleinigen Vertreter der Herzogthiimer waren, 
und diese haben gehuldigt. Ihre Huldigung bezog sich keines­
wegs bloß auf das neue Verhältnis', in welches sie als früher 
gemeinschaftliche Untcrthanen dem nunmehr alleinigen Landes­
herrn gegenüber traten; sie haben vielmehr vor Allem als 
Stände gehuldigt. Dies geht klar hervor aus dem Einberu­
fungs-Patent, worin die Huldigung von den gesammten einge­
sessenen Ständen des Herzogthums verlangt wird, aus dem 
Umstand, daß der Huldigungsact in die Landtagsacten ausge­
nommen worden ist, und aus der bald darauf von Prälaren und 
Ritterschaft cingegebenen Supplik um Abhaltung von Landtagen, 
in welcher sie als die Stände des Hcrzogthums Schleswig auf- 
treten und als solche auf die von ihnen geleistete Huldigung Be­
zug nehmen. Es versteht sich überdies von selbst, daß die gcbornen 
und lebenslänglichen Vertreter des Landes sich dieser ihrer Qua­
lität für einen so wichtigen Act nicht beliebig erledigen konnten.
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Um der B e h a u p t u n g ,  daß d ie  ständische E in w i l l i g u n g  fehle, 
w enigstens  einigen S c h e i n  zu geben, hat m an gesagt, daß  die  
s c h l e s w i g  » h o l s t e i n i s c h e n  Landstände nicht e in g c w i l l ig t  haben.  
I n  einer S a c h e  a b e r ,  welche lediglich d a s  H erzo g th u m  S c h l e s ­
w ig  betraf,  w a r  d ie  Z u z ie h u n g  der holsteinischen S t ä n d e  u n n ö -  
thig .  D i e  S t ä n d e  der H e r z o g t ü m e r  stub, ob w oh l  sie für die  
beiden Ländern gemeinschaftlichen -Angelegenheiten a l s  E in e  C o r ­
p o r a t io n  a u ftr a te n ,  doch n ie m a ls  so m it  e inander verschmolzen  
w ord en ,  daß sie nicht fortge fahren  h ä tte n ,  in  S a c h e n ,  welche 
ausschließlich d a s  eine oder d a s  andere H erzogth u m  a n g in g en ,  
zw ei  gesonderte und v o n  e in an d er  u n a b h ä n g ig e  Körperschaften  
zu bilden. D i e s  tra t  besonders h ervor  in  den B e z ie h u n g e n  H o l ­
steins zum deutschen R eiche.  A n  die holsteinischen S t ä n d e  allein  
w u r d e n  kaiserliche M a n d a te  erlassen, ihnen  alle in  w urden  v o n  
K aiser s  w egen  B rüchen  an ged roh t .  S i e  a l le in  bew ill ig ten  die  v o n  
dem H crzogth u m H ols te in  anfzubringcnden  R e ic h s -  und Kreissteuern,  
w äh ren d  die schleswigschen S t ä n d e  n u r  zu w e i len  a u s  besonder»  
Rücksichten, w ie  z. B .  im d re iß ig jähr igen  K riege  w egen  der bei­
den H e r z o g t ü m e r n  gemeinschaftlichen G e fa h r  der evangelischen  
Lehre, einen v o n  dem H crzo g th u m e S c h l e s w i g  anfzubringendcn  
B e i t r a g ,  noch häufiger aber n ichts dazu bew il l ig ten .  G e g e n  die  
durch die Gesandtschaft zum westphälischcn FriedenScongreß  ver­
ursachten Kosten protestirten die schleswigschen S t ä n d e  m it  Rück­
sicht d a r a u f ,  daß S c h l e s w i g  nicht zu D eutschland g eh ö re ,  w ä h ­
rend die holsteinischen sich a u f  d ie  E inrede  beschränken m ußten,  
daß diese Kosten v o n  den L andesherrn  selbst zu tragen seien. * )  
D a ß  nach dem J a h r e  1 7 2 1  diese S o n d e r u n g  noch stärker her­
v ortra t ,  w a r  natürlich, und so w a rd  namentlich seitdem die P r i ­
v ileg ienbestät igung für die schleswigsche und holsteinische R i t te r ­
schaft gesondert erlheilt ,  w en n  auch v o n  Christian VI. die B e i ­
behaltung des  116X118 s o c i a l i s  zwischen den beiden Körperschaf­
ten b ew il l ig t  w urde. A l s  die holsteinischen P r ä l a t e n  und R i t t e r ­
schaft im J a h r e  1 8 2 5  w egen  der V erfassu n gsfrage  sich an den  
B u n d e s t a g  w a n d te n ,  ist die Selbstständigke it  der holsteinischen 
S t ä n d e  und deren v o n  den schleswigschen gesonderte S t e l l u n g

* )  Vergleiche Christiani' s  Geschichte der H erzogtüm er Schlesw ig ityb 
Holstein, fortgesetzt von Hcgcwisch, II. p. 16. 124 . 413 , 422 folg.
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ausdrücklich von ihnen anerkannt worden. Hätten nur schleswig­
holsteinische und keine schleswigsche und holsteinische Stände, 
jede für sich, existirt, so wären sie selbstverständlich nicht legiti- 
rnirt gewesen, ohne die schleswigsche Ritterschaft anfzutreten.

Der von Prälaten und Ritterschaft geleistete Huldigungseid 
ist demnach allerdings von großer staatsrechtlicher Bedeutung. 
Er gewährte der nen eingeführten Ordnung der Dinge die Sanc­
tion des Landes und damit eine der größten Garantien des 
Bestandes, welche überall staatsrechtlichen Institutionen zu Theil 
werden kann. Wäre ein durch die eidliche Anerkennung der 
Landesvertreter befestigter Zustand nicht sicher gestellt gegen leicht­
fertige Anfechtung der Nachkommen, so würde unter den mensch­
lichen Dingen nichts rechtmäßiges, nichts dauerverheißendes, nichts 
heiliges mehr zu finden sein. Wenn von neueren Schriftstellern in 
parteilicher Befangenheit die Bedeutsamkeit des HuldignngSeides 
in staatsrechtlicher Beziehung verkannt worden ist, so beklagen wir 
dies; noch mehr aber bedauern w ir, daß die Art und Weise, wie 
man sich hierüber ausspricht, nicht selten von einer dem Ernste der 
Sache wenig entsprechenden Auffassung der Natur des Eides im 
Allgemeinen zeugt. W ir hoffen, daß es bei uns noch nicht Mode 
geworden ist, mit politischen Eiden zn spielen. W ir vertrauen 
zu den Schleswigern, daß sie, eingedenk der in diesen Landen vor­
zugsweise heimischen Treue, eine solche Anschauungsweise von sich 
fern halten und dem Lande die Schmach ersparen werden, daß 
man in Zukunft von ihm sagen könnte, das beschworne Wort 
der Ahnen sei von den Enkeln dort für nichts geachtet worden.

4 ) Die Einwilligung der Agnaten.
Daß die Wahrnehmung etwaniger agnatischer SuccesssonS- 

ansprüche nicht Sache der Unterthanen sei, haben wir bereits 
bemerklich gemacht. W ir wolle» jedoch schon der Vollständigkeit 
wegen auch diesen Einwurf nicht unbeantwortet lassen.

Unter den Agnaten, welche nicht eingewilligt haben, versteht 
man theils das Sonderburgische Fürstenhaus, theils die Her­
zoglich Gottorsischen Linien. W ir müssen uns mit beiden ge­
sondert beschäftigen.

i) Das Sonderburgische Fürstenhaus hatte schon im Jahre 
1721 keine begründete Erbansprüche mehr auf Schleswig.
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Es ist bekannt, daß von 1460 bis 1616 die Nachfolge in der 
Regierung der Herzogthümer Schleswig und Holstein durch die Wahl 
der Stände bedingt wurde. Das Wahlrecht, welches Christian L 
den Ständen verliehen hatte, war allerdings auf dasOldenburgische 
Haus beschränkt; sie hatten aber nach dem Ableben des jedesmaligen 
Landesherr» die freie Wahl unter dessen Söhnen, und in deren 
Ermangelung unter seinen rechten Erben; ja, wenn der Landes­
herr nur einen Sohn hinterließ, und dieser zum Könige von 
Dänemark erwählt wurde, so stand es ihnen frei, mit Neber- 
gchung des Sohnes einen ändern von des Königs rechten Er­
ben zu Wahlen. Hieraus folgt, daß die Negierungsgewalt in 
den Herzogthiimcrn nicht im eigentlichen Sinne des Worts 
erblich war, und daß den Mitgliedern des Königshauses nur 
das beschränkte Recht, sich eiutretenden Falls zur Wahl zu stel­
len, keinesweges aber ein absolutes Erbrecht zustand. Die wahre 
Erblichkeit der Dynastie begann erst mit dem Jahre 1616, als 
durch llebereinkunft der Fürsten und Stände das Wahlrecht der 
letzteren aufgehoben und das Recht der Primogenitur an dessen 
Stelle gesetzt wurde, mithin für den königlichen Antheil mit 
Christian IV ., für den herzoglichen mit (Herzog) Friedrich H I .  
Nur die Descendenz dieser Fürsten ward zur Thronfolge in den 
Herzogthümern absolut berechtigt, und in Nebereinstimmung hier­
mit beschränken sich auch die für den herzoglichen Antheil im 
Jahre 1608 von Johann Adolph und für den königlichen An- 
theil im Jahre 1650 von (König) Friedrich I I I .  errichteten Erb- 
statute lediglich auf die Descendenz der S tifter, wie denn über­
all die Wirksamkeit solcher Statute sich niemals auf die Colla- 
teral-Agnaten erstrecken kann. Das sonderburgische Fürstenhaus 
aber gehört bekanntlich nicht zur Descendenz der ersten erblichen 
Fürsten, und es steht demselben daher so wenig nach Geblüts- 
recht, wie aus den angeführten Primogeniturstatuten ein bestimm­
ter Erbanspruch zu. Das Geblütsrecht konnte diesem Hause nur 
die Befugniß geben, sich vorkommenden Falls zur Wahl zu 
stellen; in wie weit diese Befugniß durch die wiederholten Wei­
gerungen der Stände, die Rechte des Hauses durch Huldigung 
anzuerkennen, afficirt worden war, wollen wir auf sich beruhen 
lassen; jedenfalls mußte sie aufhören, sobald ihr Object, die 
Wahl selbst, wegfiel. Daß der im Jahre 1655 von den Söhnen

5 *
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des Herzogs Alexander von S on de rb u rg -S on derb u rg  errichtete 
Erbvergleich keine Erbrechte auf das Herzogthum Schleswig be­
gründen konnte und überall auf eine staatsrechtliche Bedeutung 
schon deshalb keinen Anspruch haben kann, weil den sonderburgischett 
Fürsten als abgetheilten Herrn die gesetzgebende Gewalt Ln den Her- 
zogthümern nicht zustand, bedarf wohl keiner weiteren Ausführung.

Es bleiben mithin für das sonderburgische H aus  nur die­
jenigen Erbansprüche übrig , welche sich auf die demselben zugc- 
standene Gesammtbclehnung gründen. Rechte aber, welche keinen 
anderen Boden haben, als die Lehnsqualität ihres Gegenstandes, 
stehen und fallen mit der letzteren. W ie die lehnrcchtlichen Ex- 
pectanzen, welche nur einen eventuellen Anspruch auf Lehns- 
ertheilung gegen den Lehnsherrn, keineswegs aber ein Erbrecht 
begründen, mit der Allodification des Lehens von selbst Wegfäl­
len, so muß es auf gleiche Weise auch mit den ausschließlich 
auf Gesammtbclehnung gegründeten Suecessionsansprüchen sich 
verhalten. Auf alle Fälle ist es für lehnrechtliche Ansprüche 
eine Selbstfvlge, daß über ihre N atu r  und D au er ,  über ihren 
Erwerb und Verlust nur nach den Grundsätzen des Lehnrechts 
entschieden werden kann. Hiernach aber giebt die Gesammtbe- 
lehnung ein lediglich persönliches Erbrecht, welches auf die E r­
ben des Belehnten ohne eine ausdrückliche Erneuerung der G e- 
sammtbelehnung für diese nicht übergeht. Die Erben eines Ge- 
sammtbelehntcn haben, bevor die Gesammtbclehnung für sie er­
neuert worden, überall kein Erbrecht, sondern nur einen An­
spruch gegen den Lehnoherrn auf Gewährung eines solchen durch 
Gesammtbclehnung. W ird  die Gesammtbclehnung nicht erneuert, 
so ist für die demnächstigen Erben des nicht mehr Gefammt- 
belehnten sogar jeder Anspruch auf Gesammtbclehnung verloren 
gegangen. I n  Übereinstimmung mit diesen Principier: waren, 
die Lehnsansprüche des sonderburgischcn Hauses und insbefon- 
dere der gegenwärtig noch existirenden Linien desselben, SchleS-- 
wig-Holstcin-Sondcrburg-Augustenburg und Schleswig-Holstein- 
Sonderburg-Gliicksburg, in Ansehung des Herzogthums S c h l e s ­
wig bereits erloschen, als die Ereignisse des J a h re s  1721 ein* 
traten, und es stand daher von dieser S e i te  der Einführung! 
der dänischen Erbfolge kein Hinderniß entgegen. Hiernach e r ­
klärt sich leicht, daß nicht allein von den damaligen sonderburgi---
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schen Fürsten keine Einsprache dagegen erhoben, sondern auch 
der von Friedrich IV . verlangte Huldigungscid von den Her­
zogen von Augustenburg und Glückoburg ohne Widerrede geleistet 
wurde. Der damalige Herzog Christian August von Schleswig- 
Holstein-Sonderburg-Augustcnburg hat für sich und seine Erben 
und Successoren dem König Friedrich IV . und dessen königlichen 
Erbsuccessorcn nach Inha lt der lex regia den Eid der Treue 
geschworen, und es muß daher schon aus diesem Grunde als eine 
staatsrechtliche und moralische Unmöglichkeit erscheinen, daß von 
dem augustenburgischcn Hause jemals Erbansprüche auf Schleswig 
erhoben werden könnten, welche mit den nach der lex regia 
den Cognaten des Königshauses zustehendcu Successionsrechten 
in Widerspruch träten. Allzu eifrige und, wie wir nicht zweifeln, 
unberufene Vertheidiger der Erbanspruche dieses Hauses haben 
ei'ngewandt, daß die Huldigung von dem Herzoge nur ratione 
seiner in dem Herzogthum Schleswig bclegenen Güter verlangt 
worden sei, und daß deshalb der von ihm geleistete Eid seine 
fürstlichen SuccessionSrechte nicht habe alteriren können. Dieser 
Einwand beruht auf einer verkehrten Auffassung der Natur des 
Eides. Aus welchem Grunde man schwört, ist für die Wirk­
samkeit des Eides gleichgültig. Fürst oder Bauer, Gutsbesitzer 
oder Bettler, — wer schwört, schwört als Mensch und als 
Christ, und ist als solcher durch seinen Eid gebunden. Daß 
der Eid von den sonderburgischen Fürsten mit Rücksicht auf die 
in dem Herzogthum besessenen Guter, und nur von den im 
Besitze solcher Güter befindlichen Mitgliedern des Hauses ver­
langt wurde, erklärt sich ganz natürlich aus dem Umstande, daß 
für den Lehnbesitz dieses Hauses, welcher erst später der Krone 
Dänemark erworben wurde, durch die Vorgänge des Jahres 1721 
Nichts geändert werden sollte; cs sollte ausdrücklich hervorge­
hoben werden, daß die Huldigung auf diesen Lehnbesitz sich nicht 
erstrecke. Ein solcher Zusatz war für den Herzog von Glücks- 
brrrg, welcher außer seinen Gütern noch Lehnbesitz hatte, von 
großer Wichtigkeit; für den Herzog von Augustenburg war er von 
nur sekundairer Bedeutung wegen seiner eventuellen Ansprüche 
auf den Lehnbesitz seiner uorburgcr und glücksburger Agnaten. 
Im  Uebrigen ist der Eid ohne irgend einen Vorbehalt von beiden 
Herzogen geleistet worden, und w ir sind auf keine Weise berechtigt
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anznnchm en ,  daß  eine, ü b erd ies  selbstverständlich w irk u n g s lo se ,  
M e n ta l -R e s e r v a t io n  v o n  ihnen beabsichtigt w o rd en  sei. E b en  so 
w en ig  aber können w ir  g la u b e n ,  daß  eine solche v o n  ihren N ach­
kommen jem als  w erde  angerufen  w e r d e n ,  um  die B e d e u t u n g  d es  
E id e s  in Z w e i f e l  zu ziehen.

2 )  W a s  d a s  herzoglich gottorsische H a u s  betrifft, so standen  
v o n  dieser S e i t e  der v o n  Friedrich IV. b o rg e n o m m e n e n  M a ß ­
regel a l lerd ings  rechtliche Hindernisse  en tg e g e n ,  und z w a r  nicht  
bloß durch Erbrechte, sondern namentlich  auch durch d a s  Besitz-  
recht der ältesten L in ie .  D ie se n  R echten gegenüber handelte  der  
K ö n ig  j u r e  bel l i .  A l s  E roberer  nahm  er d a s  Land d e s  H e r ­
z o g s  in B esitz ,  a l s  Eroberer  behandelte  er alle dem vertr iebenen  
Fürstenhause au f  d a s  H crzogth u m  S c h l e s w i g  zustehenden Rechte  
a l s  verwirkt. A ber w a s  d a m a ls  j u r e  be l l i  v o n  ihm  vo rg e ­
nom m en w u r d e ,  erlangte durch spätere V e r tr ä g e  die S a n c t i o n  
der B erechtig ten ,  u n d  w ard  dadurch in  aller und jeder B e z i e h u n g  
rechtmäßig. Z n  der R e n u n c ia t io n s a c te  vom  20/3i stcn M a i  1 7 7 . 1  
hat der russische T h r o n fo lg e r  G r o ß fü r s t  P a u l ,  d a m a l ig e r  Chef  
der ältesten Gottorfischen L in ie  u n d  mithin auch des  G e f a m m t -  
h auses  G o t t o r f ,  für sich, seine E rben  und D e s c e n d e n te n  allen  
Rechten an d a s  H erzogthum  S c h l e s w i g  zu Gunsten  der dänischen  
K ro n e  —  des  K ö n i g s  v o n  D ä n e m a r k  und seiner königlichen K r o n -  
crben —  entsagt ,  und  sich zugleich verpflichtet,  nicht zu dulden,  
daß durch Andere dieser E n tsa g u n g  zuw ider  gehandelt  werde.  
D a  nach den Grundsätzen d e s  Völkerrechts d ie U ebertragung v o n  
S e i t e n  d es  wirklich Besitz'erechtigten g e n ü g t ,  um  e inen  a u f  
E r obe ru ng  gegründeten Besitz zu e inem  rechtmäßigen zu erheben,  
so w ir d  diese E n tsa g u n g sa c te  d e s  G roßfürsten  P a u l  unter  allen  
Umständen a l s  hinreichend erscheinen müssen, um alle den v o n  
ihm anerkannten und garant ir ten  Rechten der dänischen K r o n erb en  
widerstreitende Ansprüche d e s  gottorfischen H a u s e s  zu beseitigen.  
Ueberdieß hat die jetzt großhcrzoglich oldenburgische Lin ie  d e s  
H a u se s  G o t to r f  ihren Ansprüchen a u f  S c h l e s w i g  a u f  gleiche 
W e is e  entsagt.

D i e  im J a h r e  1 7 2 1  geschehene E in fü h r u n g  der dänischen  
E rbfo lge  in S c h l e s w i g  ist somit nicht a l le in  eine vol lendete  T a t ­
sache, sondern auch rechtlich u n a n g r e i fb a r .



m

Lokalsamling/håndbog
08.962
Höpfner, /
Dänemark und die Herzogthüner 
Schleswig und Holstein

ex .2



Historisk bogsamling
08.962
Hopfner, Johs.
Danemark und die H erzogtüm er Sch! 
und Holstein

19950207 4 392 873 2

126453450




